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Erster Tell 

Allcemelnes 

Abschnfü 1 

§ 1 

Aufgaben der Polizei 
(G e n. er a i k 1 a. u s et) 

(1) Die Polizei hat von der Allgemeinheit oder 
dem einzelnen Gefahren al:>zuwehren, <lurch die 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht 
aind. Sie hat hierzu Lm Rahmen d~r geltenden 
Gesetze die nach pflichtmäßigem Ermessen not­
wendigen Maßnahmen zu tref!en. 

(2) Daneben hat die Polizei diejenigen Auf­
gaben zu erfüllen, die ihr dilrch Gesetz beson­
ders übertragen sind. Für die Durchführung sol-
cher Aufgaben gelten die Vorschriften dieses 
Gesetzes, soweit die besonderen Gesetze keine 
abweichende Regelung enthalten. 

Fassu~ nach Beratunr •. lm Hauptaussclluß 
&m 17., 23. und 30 .. November 1953 

_____ ______ ____ __ „ ____ .. • 

Erster Tell 

Allgemeines 

Abschnitt 1 

§ 1 

Au!gaben der Polizei 

(1) Die Polizei .hat von der Allgemeinheit oder 
dem einzelnen Gefahren abzuwehren, durch 
welche die öffenUiche Sicherheit oder Ordnung 
bedroht sl.nd. Sie hat hierzu im Rahmen der 
geltenden Gesetze die nach pnichtmäßigem Er­
messen notwendigen Maßnahmen zu treffen. 
(2) 

unverändert 

(3) Die nach diesem Gesetz der Polizei übertra- (3) 
genen Aufgaben und Befugnisse werden durch 
die Polizeibehörden und die Beamten des Poli­
zeivollzugsdiens.tes wahrgenommen. 

§ 2 

Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit 

Die Polizei hat bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
unter mehreren mögllichen und geeigneten Maß­
nahmen und Mitteln nach pflichtmäßigem Er­
messen dlejen'f.gen ana;uwenden, die den einzel­
nen oder die ... .\l.lgeme!..~heit am \11en!.gsten be­
einträchtigen. Der durch eine Mailnahme der 
Polizei zu erwartende Schaden darf nicht in 
offenbarem Mißverhältnis zu dem beabsichtigten 
El'folg stehen. 

§ 3 

Identitätsfeststellung 

Die Polizei Ist berechtigt, die Identität einer Per­
son festzustellen, wenn dies zur Er!!.illunc ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. 

§ 4 
Vorladung und Vorführung 

(1) Die Polizei kann Personen schriftlich odel' (1) 
milndlich unter Angabe des Zwecks vorladen. 

unverändert 

§ 2 

Ma.ßnahmen und Mittel 

mmerändert 

§ 3 

Identitätsfeststellung 

unverändert 

§ 4 

Vorladung und Vorführung 

unverändert 
(2) Bei Bestimmung des Zeitpunktes der Vor­
ladung soll auf die berufüchen Verpflichtungen 
und die sonstigen Lebensverhältnisse des Vor­
zuladenden Rücksicht genommen werden. 

(2) Bei Bestimmung des Zeitpunktes der Vor­
ladung lst soweit wie mlSglfch auf die beruf­
lichen Verpflichtungen und die sonstigen Lebens­
verhältnisse des Vorzuladenden Rücki;icht zu 
nehmen. 

(3) Leistet eine Person einer Vorladung, die de1· (3) 
Aufklärung von Verbrechen oder Vergehen dient, 
ohne hinreichenden Grund keine Folge, so kann 
die Pollze! sie vor!ilhren. Das gleiche gilt im 
Falle des § 21. 

§ 5 

Anhalten und Mitnahme . 
zur Dienststelle 

(1) Die Polizel kann Personen zur Feststellung (1) 
ihrer Personalien anhalten und zur Dienststelle 
verbringen, wenn dies erforderlich ist 

a) zur Ermittlung oder Aufklärung einer mit 
Strafe bedrohten Handlung (§ 163 StPO.) odel' 
einer solchen, die, ohne mit Strafe bedroht zu 
se!in, auf Grund Verfassungsrechts verboten 
ist, 

l~1l1• 0 ,1 J'll l il J 1.1lJl lt"""I < U > '"'" , „j t„' '""' /„„1,„„„„, 1 lo """ ' ' "" ' '"" 11 ,„j,,j,„, 1 >' 1• II J ll H 1
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unverändert 

§ ' 5 

Anhalten und Mitnahme 
zur Dienststelle 

unveTändert 
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Regierungsvot'lage 
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b) zur Sicherung eines hinreichend glaubhaft ge­
machten Rechtsanspruchs, wenn die gesetzlich 
vorgesehene Hilfe, insbesondere die der Ge­
richte. nicht rechtzeitig in Ansprndi genom­
men werden kann. 

Landtag RhE'inlanrl-Pfalz 

t'assung nach Bnatung im Hauptausst,hur. 
am 17., 23. und 30. '.'llovember 1953 

(:!) Das Verbringen zur Dienststelle nach Ab- (2~ 
s<1tz l ist nur zulässig, wenn die notwendi"~en 
Feststellungen oder Ermittlungen an Ort und 
Stelle nicht oder nur unter erheblichen Schwie­
rigkeiten vorgenommen werden können oder 
wenn do:>r Betrnffene sich weigert. die notwen­
digen Angaben 7.U ma<:'hen. 

H'11Tri'i11de1·/ 

§ 6 

Polizeilicher Gewahrsam 

(lJ Die Polizei kann Personen zu deren Rettung 
aus einer gegenwärtigen Gefah1· für Leib oder 
Leben in Gewahrsam nehmen, 
a) wenn die gefährdete Person die9 verlangt oder 
b) wenn sie Selbstmord begehen will oder 
c) wenn sie sich erkennbar in einem dl" freie 

Willensbestimmung ausschließenden Zustnnd 
oder sonst f'iner hilflosen Lage befind~t. 

(2) Die Polizei kann ferner Person1>n in G!",•:Oahr­
sam nehmen. wenn diese Maßnahmt,> im öHent­
!ichf'n Intel'esse erforderlich ist. um die unmit­
telbar bevorstehende Begehung oder die Fort­
führung mit Str;;ife bedrohter H::mdlungen odl'r 
solchet· Handlungen zu verhindern, die, ohne mit 
Strafe bedroht zu sein, auf Gruno Verfas~un~s­
rechts verboten ~ind. 

~ 7 

I<: n t l a s s u n g 

L'et·~un~·n. die au{ Grund der §§ 5 und 6 1:u1· 

DiPnst~telle verbr<ldlt oder in Gewahrsam ge­
Hr.>1rn11en word('n sind, sind 1t!1verzügl ich zu <>nt­
lasscn, :>ohald der Grund fi.il' diese Maßnahme 
weggefaHen oder ·ihr Ziel en·eicht ist. Die Ent­
lassung hat bis wm Ablauf des folgenden Tages 
zu erfoi~Pn, falls nicht auf Grund eines beizo11-
,r._.n'11 Gesetzes die Fortdauer der Frli!ihPit~.~nt­
ziehung durch den Richter angeordnet wird. 

V u l 1 z u g d c s G e w a h t' s H m .~ 

(lJ Der in Gewahnsam Genommene soll. :soweit 
möglich, von andeH'n gesonde1·t werden. ·Er darf 
nicht in dernselbe:n Raurne n1lt Strafge-fang.~nen 
verwahrt werden. Männer und Frauen sind gP­
trennt unten:uhringen. Geisteskranke ~ind von 
anderen in Gewahrl'am Genommcn.en ge~ondert. 
1.u ve l'wahren. 
(2! Dem in Gew<1hrs11m Genommenen ist Ge­
legenheit zu geben, einen Angehörigen oder eine 
Person seines Vertrauens zu benachrichtigen. 

(:n Dem in Gewcthrsam Genommenen dürfi;>n nur 
soiehe BE'~c-hr~nkungf'n m1ferlegt wel'den. die zur 
Sicherung des Zweckes des Gewahrsams ode1· i':Ul' 

Aufrechterhaltung der Ordnung im Gewahrsam 
notwendig sind. Er darf weder seelisch noch 
körpe!'lich mißhandelt werden. 

(4) Der in Gewahrsa m Genommene is t über den 
Grund der Maßnahme und die ihm zustC'hendE'n 
förmli<'hen Rechtsbehelfe zu belehren. 

(3) t'ür den VollzuR dl"r §§ 5 Abs. 1 Buch;o,t, a), 
§ 6 Abs. 2 und § 9 Abs. 1 Buchst. a) gibi die 
Landesregierung bekannt, welche ·vereiniguogen 
gemilß Art. 9 Abs. 2 lles Grundgesetzt•s füt• die 
Bundesrepublik Deutschland verboten sind. Die 
im Staatsanzeiger zu veröffentlichende ßek.annt.­
marhung der Landesregierung ist :i:u be~ründen. 

§ 6 

P o ! l T. ~ 1 1 ! <' h e 1· G e w a h r s a m 

(l) Die Polizei hat Personen zu deren Rettung 
aus einer gegenwärttgen Gefahr für IRib und 
Leben tn Gewahrs::i.m '.ZU nE>hmen, 
a) WE'nn die gefährdete. Person d!(•s "''dflngt oder 
b) wenn sie' Selbstmord twg-ehf'n will oder 
c) wenn ~te ~il:'h E-rk~nbar in einem dil" fre-ie 

Willenstw~tlmmung ausschließf•nden Zustand 
oder snnst j>oinE'r hilflnsen Lrige hPFinrlf't. 

f2) Die PoHzl'i kann ferne1· PE'rsonC'n ;n Gewahr­
i<Rm ni>hmen, wenn diese MaBnahme im öffent­
lichen Interesse erforderlich ist. um die unmitte-l­
bar bevorstt>hende Begehung oder die Fortfüh­
nmg mit Str<l.fe berlrohter Handhm~!'n orler sol­
cher Handlung~ ?.U vi>rhindet·n, rlie. ohnl:! mit 
Strafe bedroht :i:u ~ein, auf Gnrnod Verfassungs­
rechts verböt€'n !51nd; § 5 Ab„. 3 gilt entspr<>rhcmd. 

§ 7 

Entlassung 

Pet'sonen, die <1uf G•·und eh·'!' <i<i ä und fi ;wr 
Di~nst~tetle verbtacht oder in Gewahrsam ge­
nommen worden sind, sind unverzüglirh z11 E'nt­
lassen, sobald der Grnnd fli1· ctle~·· MM\n<1hmr 
weggefallen oder ihl' Zit>l erreoicht ist. Die Ent­
lR~sung hRt hil'I ·wm Ablauf des folgenden Tage~ 
7.\t ("rfolg~n. fsH~ nlcht auf Grund einrs Gesi>tze~ 
die Fortdauer der Frl:'lt\f'itsr-ntziehung durch d1m 
Richter angeordnet win'I. 

V D l l ~· ~~ !-! d .- s G e w <t h r „ <t rn ~ 
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Rerlerungsvorla.ge 
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§ 9 
Voraussetzungen für die Siche1·-

stellung von Gegenständen 
(1) Dle Polizei kann Gegenstände in Verwahrung 
nehmen oder in anderer Weise sicherstellen, wenn 
a) ihr Gebrauch oder ihre Verwertung eine i.Iit 

Strafe bedrohte Handlung oder eine solche 
Handlung ermöglicht, die, ohne mit Strafe 
bedroht zu sein, au! Grund Verfassungsrechts 
verboten ist, und anzunehmen .ist, daß der 
Gebrauch oder die Verwertung beabsichtigt ist. 

b) <!er Gebrauch, die Verwertung oder die Belas­
sung an ihrem Ort zu einer Schädigung des 
Lebens oder der Ge-sundheit von Menschen 
führen würde, 

c) der Gebrauch, die Verwertung oder die Be­
lassung an ihrem Ort zur Schädigung oder 
Vernichtung von Eigentum führen würde und 
-die Sicherstellung im öffentlichen Interesse 
liegt. 

(2) Die Versagung der rlchterlichen Bestätigung 
einer Beschlagnahme gemäß § 98 Absatz 2 der 
Strafprozeßordnung berührt nicht die Befugni.;, 
der Polizei, eine Sicherstellung auf Grund des 
Absatzes 1 vorzunehmen, wenn dessen Voraus­
setzungen vorliegen. 

§ 10 
Durchführung der Sicherstellung 

(1) Die Sicherstellung wird dadurch bewirkt, daß 
der Gegenstand in amtliche Verwahrung genom­
men wird. Falls seine Beschaffenheit dies nicht 
zuläßt oder· die amtliche Verwahrung unzweck­
mäßig erscheint, ist der Gegenstand auf andere 
geeignete Weise sicherzustellen. 

(2) Wer e'i.nen Gegenstand der im § 9 bezeich­
neten Art in Gewahrsam hat, ist verpnichtet, ihn 
auf Anordnung vorzulegen und herauszugeben. 

(3} Dem Bett'Otfenen ist eine Bescheinigung aus­
zustellen, die den Grund der Sicherstellung er­
kennen läßt und die sichergestellten Gegenstände 
bezeichnet. Sie soll eine Belehrung über die zu­
lässigen Rechtsbehelfe en.thalten. Kann nach den 
Umständen des Falles eine Bescheinigung nicht 
ausgestellt werden, so ist üoer die Sicherstellung 
eine amtliche Niederschrift aufzunehmen, die 
auch den Grund erkennen läßt, warum die Aus­
stellung der Bescheinigung unterblieben ist. 

§ 11 
A r t d e r A u r b e w a h r u n g, S o r g f a l t s -

p!licht 
(1) Wird ein sichergestellter Gegenstand amtlich 
oder durch einen Dritten in amtlichem Auftrage 
verwahrt, so hat die Polizei das Erforderliche zu 
veranlassen, um Wertminderungen vorzubeugen, 
es sei denn, daß der Gewahrsam des Dritten au! 
Verlangen des von. der Sicherstellung Betroffe­
nen begründet worden ist. 

(2) Die verwahrten Gegenstände sind in ein Ver­
zeichnis auf.zunehmen und so zu kennzeichnen, 
daß Verwechslungen vermieden werden . 

• 11r .• 1\ i• .. 1 . ! 

Fassung nach Beratung im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

§ 9 
Voraussetzungen für die Sicher­

stellung von Gegenständen 
(1) 

unverändert 

(2) Ist ein Gegenstand auf Grund der §§ 94, 98 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung durch die PoUzei 
sfdJ.ergestellt worden und versagt der Richte.- die 
Bestitlgung gemll.ß § 98 Abs. 2 der Strafprozeß­
ordnung oder sieht er in dem Urteil von der Ein­
ziehung ab, so kann die Polizei den Gegenstand 
na.ch diesem Gesetz nur sicherstellen odtt die 
Sicherstellung aufrecht erh11.lten, wenn 
a) nicht von der rfchte.-lfchen Entscheidung ab­

gewichen wird, soweit sich diese auf die der 
rlchterllchen Würdigung unterliegende Fest­
stellung des Sacliverhalts und die Strafbar­
keit der Ra.ndlung bezieht oder 

b) ein neuer Sachverhalt gegeben ist. 

(3) Für Abs. 1 Bud\.st. a) gili § 5 Abs. 3 ent-
sprecliend. · 

§ 10 

Durchführung der Sicherstellung 
(lJ 

unt:erändert 

(2} 
unverändert 

(3) Dem Betroffenen ist eine Bescheinigung aus­
zustellen, die den Grund der Sicherstellung er­
kennen läßt und die sichergestellten Gegenstände 
bezeichnet. Sie bat eine Belehrung über die zu­
lässigen Rechisbehelfe zu enthalten. Kann nach 
den Umständen des Falles eine Bescheinigung 
nicht ausgestellt werden, so ist über die Sicher­
stellung eine amtliche Niederschrift auf:l:uneh­
men, d-ie auch den Grund erkennen läßt, warum 
die Ausstellung <ier Bescheinigung unterblieben 
ist. 

§ 11 

A r t d e r Au f b e w a h r u n g, S o r g f a l t s -
pflicht 

unverändert 

2~1 
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§ 12 

Verwertung 

Die Ve-rwertung sichergestellter Gegenstände ist 
zulässig, 
a) wenn ihr Ver<ie.rb oder ei~ wesentliche Min­

derung ihres Wertes droht oder ihre Aufbe­
wahrung, Pflege oder Erh<1ltung mit unver­
hältnismäßig hohen Kosten oder erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden ist, 

b) wenn nach einer Frist von zwei Jahren der 
sichergestellte Gegenstand nicht an einen Be­
red11igten herausgegeben werden kann, ohne 
daß die Voraussetzungen der Sicl"Lerstellun.g 
erneut eintreten v;ür-den. 

§ 13 

Durchführung der Verw er tung 

(l) Die Verwertung e rfolgt durch Ven•t~igemng 
gemäß § 979 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetz­
buches. Erscheint eine solche Verwertung nicht 
ausführbar oder nicht zweckmäßig, so sind die 
Gegenstände freihändig zu verkaufen. 

(21 De r Erlös tritt an die Stelle des sichergestell­
ten Gegenstandes. 

(3) Der Betroffene. der Eigentümer und andere 
Personen. denen Red1te an den sichergestellten 
Gegenständen zustehen. sollen vor der Anord­
nung der Verwertun~ gi;hört werden. Die Anol'd­
m 1 ng ~owie Zeit und Ort der Verwertung sind 
ihnen. soweit tunlich, miti':uteilen. 

§ 14 

U n b r a u c h b a r m a c h u n g, 
Vernich tung 

< 1) Si<'ht>rgestellte Gegenstände dürfen unbrauch­
bar gema1eht oder vernichtet w erden. wenn 
a) auch ~i einer Verwertung gemäß §§ 12 und 

13 die Gründe, die nach § 9 Absatz 1 7.U ihrer 
Sicherstellung berechtigen, fortbestehen oder 
erneut eintreten würden oder 

b) wenn dri"' Gegenstände k einen Wert h aben und 
der EmpfangsberechHgte oder d essen Aufent­
halt unbekannt ist. 

(2) § 13 Absatz 3 ist sinngemä ß anzuwenden. 

§ 15 

Verfahren 

Zur Anordnung einer Maßnahme nach §§ 12 und 
14 ist nur der Leiter der Polizeibehörde oder sein 
a llgemein bestellter Vertreter befugt, es Rei denn, 
daß in den Fällen des § 12 Buchstabe a) und des 
§ 14 Absatz 1 Buchstabe a) Gefahr lm Verzuge 
obwaltet. 

§ 16 
Her ausgabe des Gegenstandes 

oder Erlöses 
(1) Sichergestellte Gegenstände sind, abgesehen 
von den Fällen der Verwertung (§ 12) oder der 
Unbrauchbarmachun-g und Vernichtung (§ 14), 
dem Berect1Ligten herauszugeben, sobald die Vor­
aussetzungen für ihre Sicherstellung weggefa llen 
sin<l. Sind mehrere Berechtigte vorhanden , so is t 
der Empfänger nach pflichtmäßigem Er.messen 
auszuwählen. 

(2) Sind die ~genstände gemäß §§ 12 und 13 
verwertet worden, ~o i11t dPr Erlös <lern Berech­
tigten he rauszugeben. Ist e in Berechtigter nicht 
<".u ermitteln, so ist der Erlös gem äß § 372 ff. des 
Bü1·gerlichen Gesetzbuehes zu hinterlegen. Ist ein 

Landtag Rheinland- Pfalz 

Fass unr nach Ber;i.tung im Hauptau~schuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

§ 12 

Verw er tung 

unverändert 

§ 13 

Dur ch führung der Verwertung 

unverli1ide1 L 

§ 14 

Unbrauchbarmacbun~ 
Vernichtung 

unv erändert 

§ 15 
Verfahr ~u 

ttnuerändert 

§ 1G 

Herausgabe d es Gegenstandes 
oder Erlöses 

t.i.nve-rändert 



/ ·•,, 

Abteilung II 

Regierungsvorlage 
- Drucksache 11/682 -

Fassung- nach Beratung lm Hauptausschuß 
am 1 '1., 23. und 30. November 1953 

·--···--- - - ---------------· ·--- --- ---· ··-

Berechtigter nicht vorhanden oder sind seit der 
Arwrdnung der Hinterlegung drei Jahre verstri­
chen, so verfällt der Erlös gemäß § 981 des Bür­
gel'lichen Gesetzbuches. 

§ 17 
Polizeiliche Durchsuchung von 

Personen und Gegenständen 

Die Polizei darf Durchsuchungen von Personen 
oder Gegenständen. ohne Einwilligung des Be­
trnf!enen vornehmen, wenn dies erforderlich ist, 
um Gegenstände aufzufinden, die nach § 9 Ab­
satz 1 sichergestellt wex,den können. 

§ 18 

Besondere Fälle 

(1) Bei det Durchsuchung von Personen ist dar­
auf Bedacht zu nehmen, daß die Menschenwürde 
nicht verletzt wird. 

(2) Körperliche Eingriffe dürfen nur von einem 
Arzt vorgenommen werden. 

(3) Durchsuchungen von Frauen dürfen nur von 
Angehtlriaen der weiblichen Polizei oder einer 
sonstigen geeigneten Frau vorgenommen werden. 

§ 19 
Eindringen in eine Wohnung 

(1) Polizeibeamte dürfen in elne Wohnung nur 
zur Verhütung einer dringenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung eindringen. 

(2) Zur Nachtzeit dürfen Polizeibeamte gegen 
den Willen des Inhabers eine Wohnung nur dann 
betreten, wenn dies zur Abwehr einer gemeinen 
Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne 
Personen erforderlich· erscheint. 

(3) Die Nachtzeit umfaßt In dem Zeitraum vom 
ersten April bis dreißigsten September die Stun­
den von einundzwanzig Uhr Qi.S vier Uhr und 
in dem Zeitraum vom ersten Oktober bis ein­
unddreißigsten März die Stunden von einund­
zwanzig Uhr bis sechs Uhr. 

§ 20 
Form der polizeilichen Durch-

suchung · 

(1) Bei der polizeilichen Durchsuchung von Woh­
nungen, Geschäftsräumen oder von befriedetem 
Besitztum sowie von Gegenständen darf der Be­
tro!fene anwesend sein. Ist er abwesend, so ist, 
wenn möglich, ·sein Vertreter oder ·ein erwach­
sener Angehöriger, H.ausgenosse ·oder Nachbar 
zuzuziehen, es sei denn, daß Gefahr im Verzuge 
besteht. Dem Betroffenen oder der zugezogenen 
Person Ist der Grund der Durchsuchung vor 
deren Beginn bekanntzugeben, soweit dadurch 
der Zweck der Maßnahme nicht gefährdet wird. 

(2) Über die Durchsuchung ist eine Nieder­
schr üt anzufertigen, welche die für die Durch­
führung verantwortliche Polizeidienststelle so­
wie Anlaß, Zel.t und Ort der Durchsuchung und 
die anwesenden Personen bezeichnen muß. Die 
Niederschrift ist von dem durchsuchenden Poli­
zeibeamten sowie voI). dem Betroffenen oder der 
zugezogenen Person zu unterzeichnen. Wird die 
Unterschrift ve1weigert, so ist hierüber ein Ver­
merk aufzunehmen. Dem von der Durchsuchung 
Betroffenen ist au! Verlangen eine Abschrift 
der Niederschrift auszuhändigen. 

§ 17 

Polizeiliche Durchsuchung von 
Personen und Gegenständen 

Die Polizei darf Durchsuchungen von Personen 
oder Gegenständen ohne EinwUligung des Be­
troffenen vornehmen, wenn dies erforderlich ist, 
um Gegenstände aufzufinden, die nach § 9 sicher­
geswllt werden können. 

§ 18 

Besondere Fälle 

unverändert 

§ 19 

Eindri.ngen in eine Wohnung 

unveTändert 

§ 20 

Form der polizeilichen Durch-
suchung 

(1) Bei der polizeilichen Durchsuchung von Woh­
nungen, Geschäftsräumen oder von be!riedetem 
Besitztum sowie von Gegenständen darf der 
Betroffene anwesend sein. Ist er abwesend, so 
Ist - sofern nicht Gefahr im Verzuge besteht -
sein Stellvertreter oder ein erwachsener Ange­
höriger, Hausgenosse, eine unbetelllgte Amts­
person oder ein Nachbar, und zwr.r In dieser 
Relhenfolce, zuzuziehen. Dem Betroffenen oder 
der zugezogenen Person ist der Grund der 
Durchsuchung vor deren Beginn bekanntzugebcn, 
soweit dadurch der Zweck det Maßnahme nicht 
gefährdet wird. 

(2) 

unveri:indert 

:1· ·"' ' . . 
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(3) Ist die Anfertigung der Niedersehri ft odt>t' 
die Aushändigung ihre!' Absdwi{t unter den ob­
waltenden UmstänrlPn nicht möglich oder würde 
~ie den Zweck der Durchsuchung gefährdo:>n, so 
ist dem Betroffenen lediglich die VornahmE" der 
Durchsuchung unter Angabe der für die Durch­
fühnmg verantwortlichen Polizeidienststelle so­
wie Zeit und Ort der Durchsuchung schriftlich 
zu 1.i~~lJtigert. · 

§ 21 

E r k e n n u n g s d· i e n s t 1 l c h e B e h a n d -
l u n g 

Maßnahmen zum Zweck des Erkennungsdienstes 
ohne EinwLlligung des Betroffenen können außer 
im Falle des § 81 b der Strafprozeßordnung auch 
vorgenommen werden. wenn dies zur vorbeu­
genden Bekämpfung strafbedrohler Handlungen 
erforderlich erscheint. 

Abschnitt II 

Die verantwortli<.'11.en Personen 

§ 22 
Allgemeiner Grundsatz 

(l) Die Polizei darf die Maßnahmen, d·ie durch 
-das ordnungswidrige Verhalten von Personen 
oder den ordnungswidrigen Zustand von Sachen 
erforderlich werden, abgesehen von den Fällen 
des § 27, nur gegen diejenigen Personen richten, 
die für das ordnungsmäßige Verhalten oder den 
ordnungsmäßigen Zustand verantwortlich sind. 

(2) Ordnungswidrig ist das Verhalten einer Per­
son oder der Zustand einer Sache, wenn sie eine 
Gefah1· oder Störung der öffentlichen Sichei·heit 
oder Ordnung darstellen. 

§ 23 
V e 1· a n t w o r t l i c h k e i t f ü r e i g e n e s 

Verhalten 
Wi.J:d di.e öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
durch das Verhalten von Personen gestört oder 
gefähroet, so ist derjenige verantwortlich, der 
die Störung oder Gefahr verursacht hat. 

§ 24 
Vcrantwo1·tlichkeit für das Ver-

halten anderer Personen 
(l) Verursachen Kinder unter 14 Jahren oder 
Personen, die wegen Geisteskrankheit oder Gei­
stesschwäche entmündigt oder unter vorläufige 
Vormundschaft gestellt sind, die Störung oder 
Gefahr, so ist auch derjenige verantwortlich, 
dem die Sorge für eine solche Person obliegt. 

(2) Wer einen anderen zu einer Verrichtung be­
stellt, is t neben Ihm dafür verantwortlich, daß 
dieser s ich in Ausführung der Ve rrichtung ord­
nungsmä ßig ve rhält. 

L<.1ndlag Rheinland-Pt<il7 

Fassung nach Beratung im Haupfausscbuß 
am 17., 23. und SO. No\·emht>r 1953 

lPtt'errrnrlert 

* 21 
E n t n a h m e v o n ß J u t p r o b I' n, 

er k en n1n ng1'd ie-n s t l ich~ Be h an d -
1 u ng 

(1) Die Entnahme von Blutproben sowie Mal:!­
nahmE'n zum Zwecke des Erkenmmg!"dif'n~tes 

ohne Einwllligung des Bet1·offl"nen können außer 
in den Fällen des § 81 a) und b) der Strafprozeß­
ordnung auch vorgenommen: wel'den. wenn die~e 
zur vor·beugenden Bekämpfung strafbedrnhte1· 
Händlungen erf01·derlich erncheinen. 
(2) Dit' Entnahme einer Blutprobe darf nur von 
einem Arzt nacll den Regeln der iintli<'h<'n Kunst 
und nur dann vorgenommen werden, wenn kein 
Nachteil für die Gesundheit des Ht-troffenen zu 
besorgen ist. 
(3) Jeder Arzl, der von der Polizei aufgefordert 
wird, die Blutprobe zu entnehmen, ist, sofei:n ein 
Amtsarzt rechtzeitig nicht zu errelclten ist, ver­
pflichtet, dieser Aufforderung naclriukommen. 

Abschnitt II 

Die \•erantwortlichen Personen 

§ 22 
Allgemeiner Grundsatz 

(1) Die Polizei hat die Maßnahmen, die durch 
<las ordnungswidrige Verhalten von Personen 
oder den ordnungswidrigen Zustand von Sachen 
erforoerlich werden, abgesehen von den Fällen 
<les § 27, nur gegen diejenigen Personen zu rich­
ten, die für das ordnungsmäßige Vei·halten oder 
den ordnungsmäßigen Zustand verantwortlich 
sind. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne dies~ Gesetzes 
ist das Verhalten einer Person oder der Zu­
stand einer Sache, wenn sie eine Gefahr oder 
Störung der öffentlichen Sidi.erheit oder Ord­
nung darstellen. 

§ 23 
V e r a n t w o 1· t 1 t c h k e i t f ü r e i g e n e s 

Verh a 1 ten 

§ 24 

VerantwortliC'hkPit für <la~ Ver­
halten anderer P<'rsonen 

unvel'ä·ndert 
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§ 25 
Verantwortlichkeit für den Zu-

stand von Sachen 

(l) Fü1· den ordnung.5mäß!gen Zustand einer 
Sache ist deren Eigentümer verantwortlich. 

(2) Übt ein anderer als der Eigentümer die tat­
sächliche Gewalt über die Sache aus, so ist die­
ser neben dem Eigentümer verantwortlich. Er 
Ist an Stelle des Eigentümers verantwortlich, 
wenn er die tatsächliche Gewalt gegen den Wil­
len des Eigentümers ausübt oder auf einen im 
Einverständnis mit dem Eigentümer schriftlich 
odel!" zur Niederschrift gestellten Antrag von der 
zuständigen Behörde als allein verantwortlich 
anerkannt ist. 

(3) Dlese Bestimmungen gelten nicht ffa öffent­
liche Wege und Wasserläufe. 

§ 26 

Gefahrenabweh1· mit polizeilichen 
Mitteln oder durch Dritte 

(E r s a t z v o r n a h m e) 
(1) Die Polizei hat die Störung oder Gefahr mit 
eigenen Mitteln oder durch beauftragte Dritte 
zu beseitigen, wenn 
a) ein nach den §§ 22 bis 25 Verantwortlicher 

nicht vorhanden ist oder 
b) ein Verantwortlicher nicht oder nicht recht­

zeitig zu ermitteln ist oder aus anderen Grün­
den nicht oder nicht rechtzeitig in Anspruch 
genommen werden kann oder 

c) ein Verantwortlicher ein-er an ihn gerichteten 
Aufforderung der Polizei, die Störung oder 
Gefahr zu beseltigen, nicht nachkommt und 
die Polizei die Befolgung der Aufforderung 
auf andere Weise nkht erzwingen kann oder· 
die anderweitige Erzwingung unzweckmäßig 
ist. 

(2) In. Fällen des Absatzes 1, Buchstabe b) hat 
die Polizei den Verantwortlichen zu benachrich­
tigen, wenn und sobald dies möglich ist. 

(3) Die Polizeibehörde kann von dem Verant­
wortlichen Et·saiz ihrer Aufwendungen verlan­
gen; der Betrag kann, auch wenn er vorläufig 
festgesetzt ist, im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben werden. 

§ 27 

Inanspruchnahme anderer 
Personen 

(P o l i z e il i c h e r N o t s t a n d) 

(l) Zur Beseitigung einer bereits eingetretenen 
Störung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
oder zur Abwehr einer unmittelbar bevorste­
henden Gefahr für die öffentlidle Sicherheit oder 
Ordnung darf die Polizei Maßnahmen auch gegen 
andere als die in den §§ 22 bis 25 genannten 
Personen treffen, wenn und soweit 
a) nach den §§ 23 bis 25 verantwortliche Perso­

nen nicht in Anspruch genommen werden 
können und 

b) Maßnahmen nach§ 26 nicht möglich oder nicht 
ausreichend sind 

und die heranzuziehenden Personen ohne er­
hebliche eigene Gefahr oder Verletzung über­
wiegender anderweitiger Pflichten in Anspruch 
genommen werden können. 

(2) Maßnahmen nach Absatz l dürfen nur solange 
und soweit getroffen und aufrechterhalten wer­
den, als die Polizei nicht andere zur Beseitigung 
der Gefahr führende Maßnahmen tre ffen kann. 

Fassung nach Beratung im Hauptaus:>ehuß 
am 17 .• 23. und 30. November 1953 

§ 25 
Verantwortlichkeit für den Zu~ 

stand von Sachen 

unverändert 

§ 26 

Gefahrenabwehr mit polizeilichen 
Mitteln oder durch Dritte 

(Er s a t z v o r n a h m e) 

um::erändert 

§ 27 

Inanspruchnahme anderer 
Personen 

(P o 1 i z e i l i c h e r N o t s t a n d) 

unverändert 

1 1111 „ . ,:1,11 ,, + ,., '" .1 ' ,, 11 
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Abschnitt III 

Pollzeiverordnungr.n 

§ 28 
Begriff 

Polizeiverordnungen im Sinne dieses Gesetzel'. 
~ind der Gefahrenabwehr <lien·ende Gebote oder 
Verbote der Polizeibehörden, die für eine unbe­
stimmte Zahl von Fällen an eine un-h~timmt4' 
Zahl von Personen gerichtet sind. 

* 29 
Polizeiverordnungen 

der Ministerien 
Das Ministerium des Innern und im Einverneh­
men mit ihm die zuständigen Ministe1·ien kön­
nen Polizeiverordnungen innerhalb ihres G@'­
schäftsberei<:hs für den Umfang des Landes oder 
für Gebietsteile erlassen. an denen mehr als ein 
Hegiernngsbezirk beteiligt lst (Landespolizeiver­
ordnungen). 

§ 30 
Poli zeiveror dnungen 

<ler Bezirksregierunge n 
Die Bezirksregierungen sind befugt. Polizeiver­
ordnungen flir den Umfang des Regierungsbe­
zirks oder für Gebietsteile zu erlassen. an denen 
meh1· als ein Kreis beteiligt ist (Be:r.irk:<:pol izf'l­
verordnungen). 

* :il 
Poli ze ivt>rordnungen 

der L andrats ämter 
{1' Die L~ndrats:=imt~r al~ Kreispnli;.PfhPhörde-n 
sind ~fu~t. mit Zustimmung des Kreisausschus­
ses Pol;zeive1·01·dnungen für den Kreis oder für 
T.-ilt"' des Krt>-ises zu erlassen (Kreispolizeiver­
orclnt•ngen). 

(2) Sofern Krcispolizeivernrdnungen nur fllr ein­
zeln!' Gemeinden Geltung hflben sollen. ist vor 
ihrem Erl::iR der Bürgermeister und. in den 
Regierungsbezirken mit Amtsverfassung. Ruch 
det· Amt«bürgermebte1· zu hören. 

(3) Lehnt der K reisausschuß die Zustimmung ab. 
so kann die Polizei.verordnung der Bezirksrel'(ie­
rung vorgdegl wet·den, die endgültig entscheidet. 

(4) In FäHen, die keinen Aufschub dulden, kann 
die Polizeiverordnung auch ohne vorherige Zu­
stimmung oder Anhörung erlassen werden. Wird 
die Zustimmung nicht innerhalb von $echs Wo­
chen nach ·ihrer Vt:rkündung ausdrück:li<'h ver­
sagt , so gilt sie als erteilt. 

l:i 32 

I' o l i z e i v e 1· <• r d n u n g e n d e r P o 1 i 7. e i -
verwaltung en in kreisfreien 
Städten und der Oberbürger·-

meister 
< 1) Tn kreisfreien Städten können die staatlichen 
('ulizelverwaltungen und in Angelegenhf'iten. 
deren Zust~ndigkeit ihnen ausdrücklich gemäß 
l:i 76 dieses Geset:~es übertragen wurde, die Ober­
bürgermeisler, Polizeivel'Ordnungen mit Zustim­
mung des Stadtrates erlassen. ln Fällen, rfü• kPi­
nen Auf~chub duld•m, k11n71. die Polizeit>erorrl­
nung a •ich ohne t:orherige Zustimmung erlassen 
werden. Wird die Zustimmirng nicht innerhalb 
von sechs WO\:hen nach dem Tage der Verkün­
dung ausdrücklich versagt, so gilt sie als erteilt. 

L andtag 111winli'\n<l-Pf;.lz 

F'assun,; n1tclt Beratung im Hauptausi<1chun 
am 17., 23. und 30. N1lVembt'r 1953 

AbsC"hnltt TU 

Polb:efverordnungen 

§ 28 
Begriff 

* 29 
Po 1 i ze i v ~ r o r d nun t! e n 

der Min isterien 
Der ~flnfster des Inne1·n und im Einverneh­
men mit ihm die zustltnciigen Mlnlstl"r können 
Pol!zeiveror-dnungen innerhalb Ihres Geschäft~­
bEtreichs ftlr den Umfang des Landes 0d·~r fü r 
GP.bietsteile erla~en. an den~n mehr :ils e in 
Regierungsbezil'k beteiligt ist (Landespolizeiver­
ordnungen). 

'" ~ 1 I 

(3) 

§ 3-0 

Pol 17.E'lverordnungen 
der Bezirksregierungen 

!i 31 
Poli7.etverordnung('n 
der LRnd ratsä mtc1· 

uritoe ränder~ 

u ni·eräncfert 

(4) In Fällen, die kt>inen Aufschub dulden, kann 
die Pofü:elverordnung auch ohne vorh!"rigf." Zu­
stimmung oder Anhöt'ung el'las~en werden. Die 
Zu.stimmung Ist unverzüglich nachzuholen. Wird 
sie nlcht innerhalb von sechs Wochen nach dem 
Tage der VerkQndung der Polh:f'h:erordnung 
ausdrücklich versagt. so gilt sie 3IS erteilt. 

~ 32 
f.'olizeiverordnun~f'n dE'r Pol;zf'i­

ve1·waltun~E'n in kreisfreien 
8 t ~ d t e n u n.ct d c r 0 b er h ii r g er -

,„. me- i ~tt-r-

(l) rn krei~fN'ien Städten können dle staatliehen. 
Polizeiverwaltung(>n na('h Anhörung df's Oh<'r­
bürgermeisters, und in Ange!egenhC'iten. deren 
Zuständi~keit ihnf'Tl attsdrür4\lim gemäß § 76 
die!les ~etzes übertragen wurde. die Ob<-1'­
bürgermeister n~m Anhörung der !'ltaatllclten 
Polb:eivt>rwaltungen Pc>I izeiverordnungen erla"­
sen. Dle Polizeiverordnungen bedürfen der Zu­
stimmung des Stadtrates. Die Zustimmung ist 
unverzüglkh nachzuholen. Wird sle nid1l innt:'r­
halb von sechs Woch.-n nRch dem Tage der Ve-r­
kündung der Polizeiverordnung au:<drUck lich ver­
sagt. :so gilt ~ie als erteilt. 
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(2) Lehnt der Stadtrat die Zustimmung ab, so ist 
die Polizeiverordni,ing der Bezirksregierung vor­
zulegen, die endgültig entscheidet. 

§ 33 
Polizeiverordnungen der Amts­

bürgermeister und Bürgermeister 

(1) In den Regierungsbezirken mit .Amtsvedas­
sung können die Amtsbürgermeister mit Zustim­
mung der Amtsvertretung, die Büz:germeister der 
Gemeinden, die einem Amte ni<.:hl angehören, 
mit Zustimmung der Gemeindevertretung, in 
den anderen Regierungsbezirken die Bürger­
meister mit Zustimmung der Gemeindevertre­
ttmg Polizeiverordnungen erlassen (Ortspolizel­
verordnungen). 
(2) Sind gemäß § 76 dieses Gesetzes besondere 
staatliclie Pollzeiverwaltungen eingerichtet, so er­
streckt sich die Befugnis der Amtsbürgermeister 
oder Bürgermeister au! die ihnen ausdrücklich 
über tragenen Angelegenheiten. 

\3) In Fällen, die keinen Aufschub dulden, kann 
die Polizeiverordnung ohne Zustimmung erlas­
sen werden. Wird die Zustimmung nicht inner­
halb von sechs Wochen nach Verkündung der 
Polizeiverordnung erteilt, so kann sie auf Antrag 
der Ortspolizeibehörde durch den Kreisausschuß 
ersetzt werden. Wird die Zustimmung des Kreis­
ausschuases nicht innerhalb von drei MonateP. 
nach dem Tage der Verkündung der Polizeiver­
ordnung erteilt, so trltt diese außt:r Kraft. 

§ 34 

Polizeiverordnungen der Polizei­
verwalter in kreisangehörigen 

Gemeinden 

(1) Sind in kreisangehörigen Gt.meinden gemäß 
§ 76 dieses Gesetzes staatliche Polizeiverwaltun­
gen eingerichtet worden, so können sie Polizei­
verordnungen für das Gebiet ihres Polizeibezirks 
oder Teile desselben erlassen. Sie. bedUrfen der 
Zustimmung der Gemeindevertretung (Ortspoli­
zeiverordnungen). 

(2) In Fällen, die keinen Aufschub dulden, kann 
die Pollzeiverordnung auch ohne vorherige Zu­
stimmung erlassen werden. Wird die Zustim­
mung nicht innerhalb von sechs Woclien nach 
dem Tage der Verkündung de1· Polizeiverord­
nung erteilt, so kann sie au! Antrag der staat­
lichen Polizeiverwaltung durch den Kreisaus­
schuß -ersetzt werden. Wird die Zustimmung des 
Kreisausschusses nicht innerhalb von drei Mo­
naten nach der Verkündung der Polizeiverord­
nung erteilt, so tritt die:;e außer Kraft. 

§ 35 

Zustimmung der Bezirksregierung 

Pollzeivernrdnungen gemäß §§ 31 bis 34, in 
denf'n eine längere Geltungsdauer als sechs Wo­
chen vorgesehen ist, sind vor ihrem Erlaß im 
Entwurf der Be:drks1·egierung zur Genehmigung 
vorzulegen. Die · Vol'lage erfolgt, sofern es sich 
um Polizeiverordnungen der Amtsbürgermeister 
und Bürgermeister (§ 33) und der Polizeiverwal­
ter in kreisangehörigen Gemeinden (§ 34) han­
delt, über das Landratsamt, d&s seine Stellung­
nahme beizufügen hat. 

Fassung nach Beratung im Hauptausschull 
11.m 1'1„ 23. und 30. November 1953 

- --------- --- - --··--- -- . 

(2) 

unverändert 

§ ' 33 

Polizeiverordnungen der Amts-
b il r g er meister .und B ü r g er meiste l' 

(1) J.o'iir die Gemeinden mit Amtsverfassung kön­
nen die Amtsbürgermeister mit Zustimmung der 
Amtsvertretung, im übrigen die Bürgermeiste r 
der Gemeinden, die einem Amte nicht angehören, 
mit Zustimmung der Gemeindevertretung Polizei­
verordnungen erlassen (Ortspolizeiverordnungen). 

(2) Sind gemäß § 76 dieses Gesetzes besondere 
staatliche Polizeiverwaltungen eingerichtet, so er­
streckt sich die Befugnis der Amtsbürgermeister 
oder Bürgermeister auf c!J.e ihnen ausdrücklich 
übertragenen Angelegenheiten. In diesem Fall 
Ist § 32 Abs. 1 sinngemäß anzuwenden. 

(3) In den Fällen, die keinen A•.t!schub dulden. 
kann die Polizeiverordnung auch ohne vorherige 
Zustimmung erlassen werden. Die Zustimmung 
ist unverzüglich nachzuholen. Wird sie nicht in­
nerhalb von sechs Wochen nach dem Tage der 
Verkündung der Polizeiverordnung erteilt, :;o 
tritt diese außer Kraft. 

§ 34 
P o lizeiverordnungen der Polizei­
verwalter in kreisangehörigen 

Gemeinden 

(l) Sind in kreisangehörigen Gemeinden gemiiß 
§ 76 dieses Gesetzes staatliche Polizeiverwaltun­
gen eingerichtet worden. so können sie Polizei­
verordnungen für das Gebiet ihres Polizeibezirks 
oder Teile desselbtm erlassen. Sie bedürfen der 
Zustimmung der Gemeindevertretungen (Ort~­
polizeiverordnungen). 

(2) In Fällen, die keinen Aufschub dulden. kann 
die Polizeiverordnung auch ohne vorherige Zu­
stimmung erlassen werden. Die Zustimmung l:;t 
unverzildlch na.chzuholen. Wird sie nicht mner­
halb von sechs Wochen nach dem Tage der Ver­
kündung der Polizeiverordnung erteilt, so kann 
sie au! Antrag der staatlichen Polizeive1·waltung 
durch d€n Kreisausschuß ersetzt werden. Wird 
die Zustimmung des Kreisausschusses nicht in­
nerhalb von drei Monaten nach der Verkün­
du.ng der Polizeiverordnung erteilt, so tl'Ht dies..: 
außer Kraft. 

§ 35 

Z u s t i m m u n g d e r B e z i 1· k s r e J i e r u n g 

Polizeiverordnungen gemäß §§ 31 bis 34, in 
denen eine langet-e Geltungsdai.;er als se<:hs Wo­
chen vorgesehen ist, sind vor ih1-em Erlaß lm 
Entwurf der Bezirksregierung zur Genehmigung 
vorzulegen. Wird sie innerhalb von sechs Wochen 
nicht versact, so gllt sie als ertelit. Die Vorlag~ 
erfolgt, i,ofern es sich um Polizeiverordnungen 
der Amtsbürgermeister und Bürgermeister (§ 3~1 
und der Polizeiverwalter in l;reisangehörigen 
Gemeinden (§ 34) handelt, über das Landrat<:­
amt, das seine Stellungnahme beizufügen hat. 

,„.„.1 ... ' l l ,)11'
0

, 11. l.: ' .: •• ',1 ,\ L " "',,/, 1 '.„. 1. :1\ •• , •• • „ .„ „ „, , . 1 111 ' 
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§ 36 

Verbot des Widerspruchs mit 
:;i n d 1? 1· P. n V o r c; t:' h l' i f t f> n 

(lJ Poli?.eiverordnungen dürfen keine Bestim'­
mungen enthalten. die mit den Gesetzen ode1· 
mit Rechtsverordnungen tciner hoheren Behörde 
im Wl<iP.rspruch stehen. 

(2) Ist e ine Angelegenheit du1·cl1 Poliz"'ivi?rord­
nung einel' höheren Behörde gP.regelt, so darf sie 
11ur insoweit durch Polizeiverordnung einer 
nachgeordneten Behörde ergänzend gere~ell 
werden, a l~ die Polizeiverordnung der höheren 
Behörde dies aw:d r(iC'khcti zuläßt. 

§ 37 

In h altlic he Grenzen 

(1 l PolizeiverordnungP.n dürfen nicht lediglich 
cten Zw.?<:k h<iben, den Polizf!ibehörden die Ihnen 
obliegende Aufsicht zu erleiditE'rn. 

(l!J Poli7.t=?iverordnungen müssen in ihrem Inhalt 
bestimmt sein. Hinweise auf Anordnungen (z.B. 
Bekan.ntmaclmngen) außerhalb von Polizeiver­
ordnungen sind unzuläs~ig, soweit diese Anord­
nungen Gebote oder Verbot~ von unbeschränk­
ter Dauer enthalten. 

(:i) Soweit Polizeiverm·dnungen der Ministerien 
üherwachungsbedürftige Anlagen oder Gegen­
i;ti:inde be treffen, kann in ihnen hinsichtllch der 
technischen Vorschriften auf die RPkannt­
machungen besonderer sachverständiger St.eilen 
VPrwiesen werden. Die Art der Veröffentlichun!-l' 
dies~r Bekanntmachungen ist 7.U bestimmen. 

s 38 

F .o r m e 1· f o 1· d e r n i s s e 

Polizeiverordnungen müssen 
a) eine ihren Inhalt kennzeictinende Uberschrlft 

tragen, 
b) in dPr Obersc:hl'ift a ls Poliz<>iverordnung bP.­

zcichnet werden, 
c: ) im Eingang auf diei;es Gesetz Bezug n ehmen: 

wenn t>s s ich um eine Polizeiverordnung han­
delt, zu der die Polizeibehöt·den nur auf Grund 
einP.s besonderen Bundes- oder Landesgesetzes 
ermächtigt sind, muß auf die gesetzliche Be­
stimmung Bezug genommen werden, die die 
Sonderermächtigung enthält, 

d) den örtlichen Geltungsbereich enthalten, 
e) soweit die Zustimmung, Genehmigung odel' 

Anhörung anderer Stellen gesetzlich vorge­
schrieben ist, die Stellen angeben, mit deren 
Zustimmung, Genehmigung oder nad1 deren 
Anhörung sie el'iassen sind, 

f) den Zeit punkt des Er lasses angeben, 
g) d ie Behörde bezeichnen, die die V-erordnung 

erlassen hat. 

§ 39 

Geldbuße und Bußgeld verf ahr e n 

(l) In den Polizeivernrdnungen kann für den 
Fall einer Nichtbefolgung eine Geldbuße ange­
droht werden. Diese beträgt mindestens zwei und 
in den Fällen der Nichtbefolgung einer Polizei­
verordnung 
a) der Ministerien (§ 29) höchstens 1000 Deutsche 

Mark, 
b) de r Bezirksregierungen (§ 30) höchstens 500 

Deutsche M ark, 
c) der übrigen Polizeibehörden (§§ 31 b is 34) 

höchstens 200 Deutsche Mark . 

Lan<it11g RhP.in land-Pialz 

Fassung nadl Beratung im Hauptausschufl 
am 17., 23. und 30. ~ovember 1953 

§ :~ 

Ve r bot d es Widerspt· uch s m it 
a n d e 1· e n V o r s <' h i i t t P. 11 

§ 37 

Inhaltliche G ren 7.en 

unveründcrt 

§ :rn 
Formerfordernisse 

unt.•eräT1dert 

§ 39 

Geldbuße und Bußgeld verfa h ren 

(1) In den Polizei1:erordnun gen kann für den 
Fall e ine r Nic.titbefolgung eine Geldbuß~ ange­
droht werden. Diese beträgt mindestens zwE-i 
Deutsche Mark und in den Fällen dt>r Nicht­
befolgung einer Polizeiverordnung 
a) der Ministerien Hi 211~ höchstens 1000 Deutsche 

Ma1·k . 
b) der Bezirksregierungen (§ 30> höchstens 500 

Deutsche Mark. 
c) de r Ubrigen Polizeibehörden (§§ 31 bis 34) 

höchs tens 200 Deut~che Mark, 
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(2) Für die Festsetzung der Geldbuße und das 
Verfahren findet das Gesetz über Ordnungs­
widr·igkeiten vom 25. März 1952 (BGBl. I S. 177) 
mit der Maßgabe Anwendung, daß 
a) die Höchstdauer der Erzwingungshaft in den 

Fällen des § 29 drei Wochen, in den Fällen 
des § 30 zwei Wochen und in den Fällen der 
§§ 31 bis 34 eine Woche, und 

b) die Oebühr für den Erlaß eines Bußgeldbe­
scheides höchi;tens 25 Deutsche Mark beträgt. 

§ 40 

Zuständige, Verwaltungsbehörde 

Als Verwaltungsbehörden zur Durchführung des 
Bußgeldver!ahrnns gemäß § 73 Abs. 1 des Ge­
setzes über Ordnungswidrigkeiten werden bei 
Polizeiverordnungen der Ministerien, soweit 
dadn nicht elne andere Zuständigkeit vorgesehen 
wird, der Bezirks1·egierungen und der Kreispoli­
zeibehörden die Kreispolizeibehöl'den, bei Poli­
zeiverordnungen der übrigen Behörden diese be­
stimmt. 

§ 41 

Androhung von Kriminalstrafe 
in Polizeiverol'dnungen 

Soweit die Nichtbefolgung einer Verordnung 
durch Vorschriften des Bundes- oder Landes­
rechtes ganz oder teilweise mit Strafe bedroht 
Ist, soll die Strafandrohung in der Verordn1.1ng 
wiederholt werden. 

§ 42 

Geltungsdauer 

Polizeiverordnungen sollen eL'le Bescllränkung 
hinsichtlich ihrer Geltungsdauer enthalten. Die 
Geltungsdaue1· darf nicht über 20 Jahre hinaus 
erstreckt werden. Polizeiverordnungen, die keine 
Beschdl.nkung der Geltungsdauer enthalten, tre­
ten 20 Jahre nach ihrem Erlaß außer Kraft. 

§ 43 

Inkrafttreten 
von Polizei ver o r d n u·n gen 

Polizeiverordnungen treten, soweit in ihnen nichts 
anderes bestimmt ist, eine Woche nach dem Tage 
ihrer Verkündung in Kraft. 

§ 44 

Ve rö f fen t lieh u ng 

(1) Polizeiverordnungen der Ministerien sind im 
Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkünden. 
Andere Polizeiverordnungen sind im Staatsan­
zeiger und, soweit vorhanden, im Amtsblatt zu 
verkl.inden. 
(2) Auf die erfolgte Verkündung ist in den Amts­
blättern oder au! ortsübliche Weise hinzuweisen. 

§ 45 
Änderung 

Die Änderung oder Aufhebung einer. Polizeiver­
ordnung erfolgt durch Polizeivernrdnung der Be­
hörde, die sie erlassen hat. 

(2) 

Fassung nach Beratung im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

unverändert 

§ 40 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

§ 41 

A n d r o h u n g v o n K r i m i n a 1 s t 1· a ! e 
in Polizeiverordnungen 

uni•eriindert 

§ 42 

Geltungsdauer 

Polizeiverordnungen haben eine Bestllränkung 
hinsichtlich ihrer Geltungsdauer zu enthalten. Dit! 
Geltungsdauer dat'f nicht über 20 Jahre hinaus 
erstreckt wel'den. Polizeiverordnungen, die keine 
Beschränkung der Geltungsdauer enthalten, tre­
ten 20 Jahre nach ihrem Erlaß außer Kraft. 

§ 43 

Ink t·a fttreten 
von Polizeiverordnungen 

unverändert 

§ 44 

Veröffentlichung 

(1) Landespolizeiverordnungen sind im Gesetz­
und Verordnungsblatt zu verkünden. Bezlrki;­
und Kreispolizeiverordnungen sind in amtsüb­
llcbcr, Ortspolizeiverordnungen in ortsübllcher 
Welse zu verkünden. 

(2) 
unverändert 

§ 45 

Andet·ung 

m1t>erändert 
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§ 46 

Au(hebung 
du1·ch Aufsichtsbehörden 

( l) Das Ministerium des Innern sowie jedes an­
dere Mini~tE'rium innerhalb seines Zuständig­
kcitsbereiches im Einvernehmen mit ihm kann 
die Poli7.f'!lW'l'Ot'dnungen der narngeordneten Poli­
zeibehörden außer Kraft· setzen. 

(:.l) Die Bezirksregierungen haben die gleiche Be­
fugn is Cür die Polizeiverordnungen der Kreis­
und Ortspolizeibehörden. 

(3J Die AußerkraftsE>t7.lmg il':t gemiiß § 44 zu ver­
künden. Die At1fü>rkrAftsetzung wird, falls sie 
nicht ausdrücklich et.was anderes bestimmt , mit 
ihrer Yerki.ind1mg ret·ht.-wirksam. 

§ 47 

Wirkung 
von Gebietsveränderungen 

Landtag Rhe .n l;mrl-Pfal7. 

Fassung nach Beratung im Hauptausscftuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

§ 46 

Aufhebung 
d u r c h A u f i; l c h t s 'I> e h ö t ' d e n 

§ 47 

Wirkung 
von Gebietsveränderungen 

(11 We rden Polizeibezirke durch Eingliederung {I) 
neuer Gebiets teile erweitert, so werden die in 
dl!m ursprünglichen Polizeibezirk erlassenen 
Polizeiverordnungen mit der Erweiterung auf die 
neu einKegliederten Gebietsteile ausgedehnt. Die 
·in den eingegliederten Teilen in Geltung befind­
lichen Polizeivli"rordmmgcn treten außer Kraft. 

(2) Wird aus einzelnen Polizeibezirken oder Tei­
len von Polizeibezirken ein neuer Polizeibezirk 
gebildet, so treten die in den einzelnen Teilen in 
Geltung befindlichen Pollzeiverordnungen mit 
Ablauf von sechs Monaten nach der Neubildung 
des Polizeibezirks außer Kraft. 

Abschnitt IV 

Polizeiliche Verfügungen 

§ 48 

Begriff 

(1) Polizeiliche Verfügungen sind die Anordnun­
gen der Polizei, die an bestimmte Personen oder 
einen bt-slimmten Personenkreis ergehen und ein 
Hancieln . Dulden oder Unterlassen verlangen; sie 
können ein Gebot oder Verbot oder die Yer.sa­
MlUIK, Einschl'änkung oder Zurücknahme einer 
rechtlich vorgesehenen polizeilichen Erlaubnis 
oder Beschein·igung enthalten. müssen -in ihrem 
Inhalt hinreichend bestimmt sein und dürfen kein 
re<•htlich oder t a tsächlich unmögliches Verhalten 
vedangen . 

(2) Anordnungen oder sonstige Maßnahmen, die 
Polir.E>ih1,>hiirdE>n oder Polizeibeamte auf Ersuchen 
einer Behörde treffen, die nicht Polizei- oder 
Po ltz<'inufaicht!ibchörde ist, oder die Polizeibe­
amte nur in ihrer Eigenschaft als Hilfsbeamte 
der Staat:-anwaltsrnaft treffen können, sind keine 
polizeilichen Verfügungen im Sinne d.ie$es Ge­
setzes. Das gilt nicht für die Fälle des § 4. 

§ 49 

Re c h tsgr u ndla gen -
Wahl der· Mittel 

(l) Die Verfügungen sind, sofern sie nicht auf 
Grund ei.ner Polizeiverordnung oder eines be­
sonderen Gesetzes erlassen werden, nur recht­
mäßig, sowelt s ie zur Beseitigung einer Störung 
der öffentlichen Sicherhei t oder Ordnung oder 
zur Abwehr e iner im einzelnen Falle bevor­
stehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung erforderlich sind. 

iini·erändert 

(2) Wird a us einzelnen Poliöleibl'zirken odet· Te i­
len von Pollzeibe?.lrken ein neuer Polizcibezirl< 
gebildet, so treten die in den einzelnen Teilen in 
Geltung beftndltmen örtllctien Polizeiverordnun­
gen mit Ablatif von sechs Monaten narh der 
Neubildung des Polizeihe-zirks außer KrAft . 

Abschnitt lV 

Pollzelllche Verfügungen 

§ 48 

Begriff 

unverändert 

§ 49 

Rechtsli(rundlagen -
Wahl der Mittel 
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(2) Kommen zur Beseitigung einer Störung der 
öffentlichen Sicherheit oder: Ordnung oder zur 
wirksamen Abwehr einer Gefahr mehrere Mittel 
in Betracht, so genügt es, wenn die Polizei eines 
dieser Mittel bestimmt. Dabei ist tunlichst das­
jenige zu wählen, das den Betroffenen und die 
Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigt. Dem 
Betro!fenen ist au! Antrag zu gestatten, zur Be­
seitigung einer Gefahr ein von ihm angebotenes 
anderes Mittel anzuwenden, durch das diese 
ebenso wirksam abgewehrt wird. Der J\ntrag 
kann nur bis zum Ablauf der dem Betroffenen 
zur Beseitig'.Jng der Gefahr gesetzten Frist ge­
stellt werden. 
(3) Die Vorschriften der § 37 Abs. l und 2 Satz 1 
gelten entsprechend. 

§ 50 

Widerruf 
(1) Die Zurücknahme oder nachträgliche Ein-
1!1Chränk1,lng einer polizeilichen Erlaubnis oder 
Besclle!nigung (§ 48) ist vorbehaltlich abweichen­
der gesetzlicher Bestimmungen nur zulässig, 
a) wenn die Erteilung dem bestehenden Recht 

widersprach und noch widerspricht, 
b) wenn die.Erteilung auf Grund von Angaben 

des Antragstellers erfolgt ist, die in wesent­
licher Beziehung unrichtig oder unvollständig 
waren, 

c) wenn und soweit im Falle einer Änderung 
des bestehenden Rechts von der El'laubnis 
oder Bescheinigung noch nicht Gebrauch. ge­
macht worden ist und Tatsachen vorliegen, 
die nach dem neuen Recht deren Versagung 
rechl!el'tigen würden, 

d) wenn Tatsachen nachträglich. eintreten, oder 
abgesehen von dem unter b) genannten Falle, 
der Polizeibehörde nachträglich bekannt wer­
den, die zur Versagung der erteilten Erlaub­
nis oder Bescheinigung bereclltigt haben wür­
den, so!ern ohne die Zurücknahme oder nach­
trägliche Einschränkung der Erlaubnis oder 
Bescht!in~ng im einzelnen Falle eine Ge­
!ährdUili' der polizeilich z.u schützenden In­
teressen eintreten würde. 

'·. 

Fassung nach Bera.tung im Haupta.usschm~ 
am 17., 23. und 30. No'vember 1953 

unverändert 

§ 50 

Widerruf 
(1) Die Zurücknahme oder nachträgliche Ein­
schränkung einer polizeilichen Erlaubnis oder 
Bescheinigung (§ 4&) ist vorbehaltlich abweichen­
der gesetzlicher Bestimmungen nur zulässig, 
a) wenn die Erteilung dem bestehenden Recht 

widersprach und noch widerspricht, 
b) wenn die Erteilung auf Grund von Angaben 

des Antragstellers erfolgt ist, die in wesent­
licher Beziehung unrichtig oder unvollständig 
wanen, 

c) wenn und soweit im Falle einer Änderung 
des bestehenden Rechts von der Erlaubnis 
oder Bescheinigung noch nicht Gebraucll ge­
macht worden ist und Tatsachen vorliegen, 
die nach d.em neuen Rec.'1t deren Versagung 
rechtfertigen würden, 

d) wenn Tatsachen nachträglich. eintreten, oder 
abgesehen von dem unter b) genannten Falle, 
der Polizeibehörde nachträglich bekannt wer­
den, die zur Versagung der erteilten Erlaub­
nis oder Bescheinigung berechtigt haben wür­
den; dies gilt nicht, wenn ohne die Zurück­
nahme oder nachträgliche Einschränkung der 
Erlaubnis oder Bescheinigung im einzelnen 
Falle eine Gefährdung der polizeilich zu 
schütz.enden Intet·essen eintreten würde. 

(2) Die Zurücknahme oder nachträgliche Ein- (2) 
schränkung einer Erlaubnis oder Bescheinigung 
kann zum Zwecke der Gefahrenabwehr jederzeit 
erfolgen, wenn die Erteilung unter dem aus­
drück.liehen Vorbehalt des Widerrufes erfolgt 
oder die Widerruflichkeit gesetzlich ausdrücklich 
vorgeschrieben ist. 

§ 51 
Besonderheit 

bei Da u erv er!üg un gen 
Fallen nach Erlaß einer Verfügung, die fort­
dauernde Wirkung auslöst, die Voraussetzungen 
!ül· ihre Au!rediterha.J.tung fort, so kann der 
Betroffene die Aufhebung der Verfügung ver­
langen. 

§ 52 
F o 1' m, B e g r ü n d u n g s p f li c h t 

(1) Die Verfügungen können mündlich, schriltl!cll 
oder durch Zeichen erlassen werden. Mittels fern­
meldetechnisch.er Einrichtungen (Fernsprecher, 
Sprechfunk, Rundfunk, Drahtfunk) getroffene 
Verfügungen gelten als mündliche. Die unmittel­
bare Ausführung einer polizeilichen Maßnahme 
steht dem El'laß einer polizeilichen Verfügung 
gleich. 
(2) Schr!!tlich el'lassene Verfügungen sind schrift­
lich z.u begründen. Sie sollen eine Belehrung über 
die zulässigen Rechb;behelfe enthalten.• 

(__~!1'' •1:' ;. :\41t1 j!,• ,1·!'.:,„.· ,l „ ' 'j, „1.,,„w .1,,,:„1,1;, :'1„ I' ::·, i ,1; :.i;. .. '· 

unverändert 

§ 51 
Besonderheit 

bei Dauerverfügung en 

unverändert 

§ 52 
F o r m, B e g r ü n d u n g s p t l i c h t 

unverändert 

1 ' " ••• 
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~ 53 

Rechtsbehelfe 

( 1) Die An f(;>C"htung von Verfügungen bestimmt 
i.ich nHch den für die AnfeC'htnng vnn Anordmm­
gen un.-1 Verfiignngt>n gf'ltt>nden Vors<:hdft..m des 
LandF~gr_'sc>tzt>s über die Verwaltungi:;gerkhtsbat·­
keit vom 14, Api·il 1950 (GVBl. S. 103). 

(2J Für Verfügungen von Beamten des Polizei­
vollzugsdienstes gelten nicht <lie Vorschriften de; 
Absatzes l. Crl!gen• sie sind Beschwerde an die 
Dienstbehörde und erst gegen deren ablehnende 
Entscheidung die im Lamlesgt>~etz über die Ver­
waltungsge1·ichtsb:irke.it vorgesehenen Rechtsbe­
helfe zulä~<:ig. 

(3) Hat die Polizei Anordnungen oder sonstige 
Maßnahmen auf Ersuchen einer Verwaltungs­
behörde oder auf Ersuchen der Staatsanwalt­
sdrnfl g!c'!nJffen, ~o ist BesC'hwerde nur gegen die 
At't und Wei~e der Dttt·chführung des El'suchens 
zulüssi~. 

Absehnitt Y 

Zwangsmittel der Polizei 

§ 54 

E t' ~ a t z v o 1· n a h m e, 
Z v.: ~~ n g s g e l d. u n m i t tel barer Zwang 

(1) Die Polizeibehörden ~ind befugt, die Befol­
gung elner p<>l izeiliehen Verfügung, wenn diese 
LmanfechthHr geworden ist oder· die sofortige 
Au~:l"ühnmg aus ühl>rwiegenden Gründen des 
ö ffon tlid1en Interesses gf'boten erscheint, durch 
At1:> flihn1ng det· zu erzwingenden Handlung auf 
Ko;;ten des Verantwol"tliC'hen (§ 26), durch Fest­
setzung von Zwangsgeld oder unmittelbaren 
Z';:ang d1m:~hzuset.zen. Die Anordnung eines 
Zw:.r1g:-tnilt„1s muß vorher angedrnht werden 
Die Androhung muß, außet· hei Gefahr im Ver­
z11ge, schriftlich erfolgen. 

(2) Die Festsetzung eines Zwangsmitteli; unter­
liPg t rle1· Anff'cht1mg nach den allgemeinen Vor­
schl'iften libl' t' die Anfedltung von Verwaltungs­
akten. 

13) Außer· in Fällen der Durchsetzung eim•r Ver­
fügung sirid die Polizeibehörden auch bei Er­
füllung aller ander"en ihnen gesetzlich übertra­
genen Aufg11hen zur Anwl"'nrlnng unmittelbaren 
Zwunge~ b efugt soweit es z11 r F.rrüllunM der 
Aufgabe el'forderlich und nicht dnrch diese ~ 
setze <<Usg~schlossen ist. 

(4) Die Anwendung der Zwangsmittel wird nicht 
dadurch ausgpscfilos~E>n. daß eine Ordnungs ­
wid1 ·iy, k„il zug!eich den Tatbestand einf'r ~trl'lf­
b;uen Handlung erfüllt. 

( :
0
i) Die Zw~ngsm ittPl können i:>E>i polizeiliC'.hen Ge­

boten wiffierholt werden. hi~ dPr den Geboten 
der ü[fentlichen S iC'herheit oder Ordnung widP.r­
sprtc"Chende Zustand be~eitigt ist. Bei polizeilichen 
Verboten ka n n das Zwilngsmittel für jeden Fall 
dr.•r Nichtbefolgung re~tge»etf-t werden. 

§ 55 

U n m i t t e J b a r er Z w a n g, K ö r p e r 1 i c h e 
Gewalt und Waffengebrauch 

(1) Der unmittelba re Zwa ng im Sinne dieses G e­
setze!' umfaßt die Anwendung körper lichM' Ge ­
walt unri den W affengebrauch gegen Per~onen 
tmd Samen . 

!.<mdtag Rh<>inl<inrl-Pfalt. 

Fas1m11g nach Beratung im Hauptausschun 
am 17., 23. und 30. November 1953 

§ 5:! 

Rt"ehtsbehe!fe 

urwcriindcrt 

Abschnitt V 

Zwan!tsmittf'I der Polizf'i 

§ 5{ 

E r s a t 7 v o r n i'l h m e. 
Z w a n s: s g e l d. u n m i t t e 1 h R r f" t· Z w a n g 

§ ;.~, 

U n m i t t e l b a i· e l" Z w :.i n g, K (i l" p e r 1 i c h e 
G <" w a 1 t u n d W ;.i f f ~· n g '-' b 1· a u c h 

wwcrii11de n 
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(2) Körperliche Gewalt ist körperliche Einwir­
kung auf Personen oder Sachen mit oder ohne 
Anwendung von Hilfsmitteln, jedoch nicht die 
Anwendung von Waffen. 

(3) Waffen im Sinne des Gesetzes sind Hieb-, 
Stoß- und Schußwaffen. 

§ 56 
E r m ä c h t i g u n g z. u m Er 1 a ß v o n 
Rechtsverordnungen über die 

Anwendung unmittelbaren Zwanges 
Das Ministerium des Innern .erläßt durch Rechts­
verordnung im Rahmen der §§ 57 und 58 Grund­
sät:i:e über die Anwendung unmittelbaren Zwan­
ges, insbesondere ü~r den Waffengebrauch. 

§ 57. 

Voraussetzungen und Durch-
führung unmitLelb_aren: Zwan:ges 

(l} Unmittelbarer Zwang darf angewendet wer­
den, wenn ein d't:n Geboten der öfteutlichen 
Sichei·heit oder Ordnung entsprechendes Ver­
halten oder ein entsprechender Zustand auf an­
den~ Weise nicht erreicht werden kann. 

(2) Unmittelbarer Zwang ist solange :i:ulässig, bis 
dieser Zustand erreicht ist oder bis sich zeigt, 
daß er trotz Anwendung unmittelbaren Zwanges 
nicht erreicht werden kann. 

(3) Bei der Anwendung unmittelbaren Zwanges 
ist von den Mitteln, die einen raschen und siche­
ren Erfolg gewährleisten, dasjenige zu wählen, 
das voraussichtlich am wenigsten schadet. 

(4) Bei der Durchführung unmittelbaren Zwan­
ges hat jede unnötige Schärfe zu unterbleiben. 

§ 58 

S eh u ß waf!engeb rau eh 

(1) Um die Flu<;ht einer Person :i:u vereiteln, darf 
von der Schußwaffe nur Gebrauch gemacht wer­
den, wenn die Person auf Grund eines Gesetzes 
verhaftet odel· vorläufig festgenommen ist oder 
eine Freiheitsstrafe verbüßt, oder wenn die Per­
son bei einem Verbrechen auf frischer Tat be­
tt·o!fen odel· verfolgt wird oder eines Verbrechens 
dringend' vetdächtig ist. 

(2) Ziel des Schußwaffengebrauchs darf nicht Tö­
tung, sondern nur Unschädlichma.chung (An­
griffs- oder Fluchtunfähigkeit) sein. 
(3) Or dnet ein Vorgesetzter den Waffengebra uch 
an, so dar f ein Polizeibeamter der Anordnung 
dann nicht Folge leisten, wenn für ihn offen­
sichtlich ist, daß durch den Wa!fengebrauch eine 
strafbare Handlung begangen würde. 

Fassung nach Beratung Im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

unverändert 

§ 56 

Voraussetzungen 
und Durchführung 

unmittelbaren Zwanges 
(1) Unmittelbarer Zwang darf angewendet wer­
den, wenn ein den Geboten der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung entsprechendes Verhal­
ten oder ein entsprechender Zustand auf andere 
Weise nicht erreicht wet·den kann. Er ist solange 
zulässig, bis dieser Zustand erreicht ist oder bis 
sich :i:eigt, daß er trotz Anwendung unmittel­
baren Zwanges nicht erreicht werden kann. 

(2) Bei der Anwendung unmittelbaren Zwanges 
ist von den Mitteln, die einen raschen und' siche­
ren Erfolg gewährleisten, dasjenige zu wählen, 
das voraussichtlich am wenigsten schadet. 
(3) Bei der Durchführung unmittelbaren Zwan­
ges hat jede unnötige Schärfe zu unterbleiben. 

(s. § 57 der Regienmgm.>or!age) 

§ 57 
Schuß w a f fenge brauch 

(1) Um die Flucht einer Person zu vereiteln, dar! 
von der Scimßwaiie nm· Gebrauch gemachl wer-' 
den, wenn die Person au! Grund eines Gesetzes 
verhaftet oder vodäufig festgenommen ist oder 
eine Freiheitsstrnfe verbüßt, oder wenn die Per­
son bei einem Verbrechen auf frischer Tat be­
troffen oder verfolgt wird oder eines Verbre­
chens dringend verdächtig ist. 
(2) Ziel des Schußwaffengebr:auchs darf nicht Tö­
tung, sondern nur Unschädlichmachung (An­
griffs- oder Fluchtunfähigkeit) sein. 

(3} Ordnet ein Vorgesetzter den Waf!engebrnucll 
an, so darf ein Poliz.eibeamter der Anordnung 
dann nicht Folge leisten, wenn für ihn of!en­
sichtlich ist, daß durch den Waf!engebrauch eine 
strafbare Handlung begangen würde. 

(s. § SS der Regierung$vortage) 

§ 58 

Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen über die 

Anwendung unmittelbaren Zwanges 

(1) Der MinJster des Innern erläßt durch Rechts­
vet·ordnung im Rahmen det· §§ 56 und 5'1 Grund­
sätze über die Anwendung unmittelba1·en Zwan­
ges, insbesondere über den Waffengebrauch. 

(2} Die Bestimmungen der §§ 56 und 57 gelten 
auch für mifspolizeikräfte. 

(s. § 56 der Regierungsvorlage) 

„ 1 • ' ' • ~"' '~ 1 ' „. ' " ~ ~ .• '1 I , lf I• ,1 11 + „,, ,1, ,J , ,+, 1 ' '' 1 j, 1 11, 1 •U~ 111 1 
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§ 59 

Zwangsgeld 

(1) Dei· Betrag des Zwangsgeldes ist in bestimm­
ter Höhe anzudrohen. Für die Ausführung der :m 
erz\vingenden Handlung ist, außer bei Gefahr im 
Verzuge, eine angemessene Frist zu setzen. 

(2) Die Höhe des Zwangsgeldes darf bei jeder 
Androhung 
a) durch die Ortspolizeibehörden 150,- DM, 
b) durch die Kreispolizeibehörden 300.- DM, 
c) durch die Bezirkspolizeibehörden 500,- DM 
nicht übet'~chreiten. 

{3) Das Zwangsgeld kann im Verwaltungszwangs­
verfahren beigetrieben werden. 

(4) Die Beitreibung des Zwangsgeldes zur Durch­
füht"Ung eilH:s Gebotes ist nur zulässig. solange 
der den Geboten der öffentlichen SicheFheit oder 
Ordnung widersprechende Zustand besteht. 

§ 60 

Zwangshaft 

rlJ Für den Fall der Nichtbeitreibbarkeit des 
Zw::ingsgeldes kann Zwangshaft angeordnet wer­
den. Sie darf in den Fällen des § 59 Absatz 2 
Burnstabe a) eine Woche, Buchstabe b) zwei 
Wucilen und Ruchste1be c) drei Wochen nicht 
übt·t ·schn~iten . Die Androhung einer Zwangshaft 
rnuß stet s scli!'ifllich erfolgen und hinsichtlich der 
Dauer bestimmt sein. 

(2) Die Zwangshaft wir·d auf Antrag der Polizei­
behörde durch d as· Amtsgericht festgesetzt, wenn 
die Beitreibung des Zwangsgeldes ohne Erfolg 
versud:ll wurden ist oder fes tsteht, daß sie keinen 
Erfolg haben wird. 

(3) Die Vollstreckung der Zwangshaft erfolgt auf 
Antrag der Polizeibehörde durch die Justizver­
waltung. Die Vollstreckung ist nur zulässig, so­
lange der der öff.entlichen Sicherheit oder Ord­
!lUng widersprechende Zushmd besteht. 

§ 61 

G e 1· i c h t 1 i c h e s V e r f a h r e n 

(l) Auf das gerichtliche Verfahren im Falle des 
§ 60 finden die Vorschriften des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts­
barkeit vom 17. Mai 1698 (RGBL S. 169) Anwen­
dung. Zuständig ist sowohl das Gericht des Wohn­
sitzes als auch <fall- d~ Aufenthaltsort~ des Be­
troffenen. 

(2) Gegen die Entscheidung des Gerichts ist die 
sofortige Beschwerde gegeben. 

Abschnitt VI 

Sonstigf' Anordmmgf'n der Polizei 

~ 62 

Son s tige Anordnunßen 

Soweit die Polizeib~hörden auf Grund besonderer 
Bundes- oder Landl:'sgeset7.e 7.Um Erlaß rechts­
w il'ksam er Anordnungen . Fest setzungen, Be­
kanntma rnungen oder V or schriften usw. ermäch­
tig t s in d. gilt, falls das Gesetz nichts anderes be­
s timmt, folgen des: 

L:J.ndt:ii;: Rheinland-Pfalz 

Fassung nach Beratung im Hauptauss('buß 
am n., 23. und 3-0. November 1953 

§ 59 

Zwangsgeld 

ttnrerändert 

§ 60 

Zwangshaft 

u.nt•crii.ri dert 

§ 61 

Gerichtliches Verfahren 

Abschnitt V 1 

Sonstige Anordnungen dt"r Polizei 

§ 62 

Soni;tige Anordnungen 

w we rii n der t 
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a) auf Anordnungen usw., die an bestimmte Pet·­
soneo gerichtet sind, finden die Vorschrüten 
über polizeiliche Verfügungen mit Ausnahme 
der Vorschrift des § 49 Abs. 1 und 2 An­
wendune; 

b) all&emein verbindliche Vorschriften usw. müs­
sen den Bestimmungen des § 36 zu a), d), e), 
!), g), den Vorschriften des § 37 Absatz 2 ent­
sprechen und im Eingang auf die Gesetzes­
bestimmungen Bezug nehmen, auf Grund 
det·en sie erlassen sind. Sie sind gemäß § 44 
zu veröffentlichen. 

Abschnitt VII 

Gebührenpflichtige Verwa.rnung 

§ 63 

Gebüh1·enpflichtige Verwarnung 

(1) Die Polizeibehörden und die Beamten des 
Polizeivollzugsdienstes können im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit wegen einer Übertr-etung oder Ord­
nungswidrigkeit den Betroffenen unter Ansatz 
einer Gebühr verwarnen, wenn seine Schutd ge­
ring bt, die Folgen der Tat unbedeutend sind 
und kein öffentUches Interesse an der. Herbei­
filhrung einer gerichtlichen Entscheidung oder 
der Verhängung einer Ge~dbuße besteht. 

Fassung nach Bera.tung im Haupiaussciluß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

unverändert 

Abschnitt VII 

Gebührenpffü:htige Verwarnuni 

§ 63 
Gebührenpflichtige Verwarnung 

(1) Die Polizeibehöi·den und die Beamten des 
Polizeivollzugsdienstes, dle sich durt'h Ihre Dlenst­
kleldunK' oder auf andere Welse ausweisen, kön­
nen im Rahmen ihrer Zuständigkeit bei leich­
teren Übertretungen den auf frischer Tat be­
troffenen Täter verwarnen und elue Gebühr bb 
zu zwei Deutsche Mark erheben. 

(2) Eine gebilhrenpOichtige Verwarnung ist nur (2) 
zulässig, wenn der BetroffenE' nach Belehrung 
über sein Weigerungsrecht mit ihr einverstanden 
und zur sofortigen Zahlung der Gebühr bereit unverändert 
bL . ' 

(3) über die Belehrung, die Verwarnung und die (3) 
Zahlung der Gebühr ist eine Bescheinigung zu 
erteilen. 

unverändert 

(4) Die Verwarnungsgebühr beträgt zwei Deut­
ache Mark. 

(5) Nach Zahlung der Gebühr kann die Zuwider­
handhtng nicht mehr a.ls tJbertretung oder Ord­
nungswidrigkeit verfolgt werden. 

Abschnitt VIII 

Einschränkung von Grundrechten 

§64 

Grundrechte 
Unter Beachtung der in Artikel 19 des Grund­
gesetzes fÜT die Bundesrepublik Deutschland und 
in der Verfassung für Rheinland-Pfalz nieder­
gelegten Grundsätze können durch Maßnahmen 
der Polizeibehörden aur Grund dieses Gesetzes 
das Grundrecht auf Leben und körperliche Un­
versehrtheit (Artikel 2 AbsaU: 2 Sau 1 des Grund­
gesetzes) die Freiheit der Person (Artikel 2 Ab­
satz 2 Satz 2 des Grundgeseh:es), das Recht der 
freien Meinungsäußerung (Artikel 5 des Grund­
gesetzca), die Versrnmmlungsfreiheit (Artikel 8 
des Grundgesetzes), die Freizügigkeit (Artikel 11 
des Grundgesetzes), die Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) sowie 
das Eigentum (Artikel 14 des Grundgesetzes) ein­
geschränkt werden. 

•I::;·: :t • •,• •r •1 ,"'' ,1, . 1 ,• , , • , • 1, • • 1h, 1. r•, '1, :' :Jh, 1.,, .:. ·:„ .;1 r . •. • •, 

entfällt 

entfäizt 

Abschnitt VIII 

Einschränkung von Grundrechten 

§ 64 
Einschränkung von Grundrechten 

(1) Durch Maßnahmen der Polizeibehöt·den auf 
Grund dieses Gesetzes können eingeschränkt 
werden: 
a) das Recht auf Leben und körperliche Unver­

sehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) durch Ein­
rrtffe auf Grund der §§ 21 und 57; 

b) das Recht der Freiheit der Person (Art. 2 
Abs. 2 Satz 2 GG) durch Eingriffe auf Grund 
von § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 1. §§ 8, 1'1; 

c) da.s Recht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Art. 13 GG) durch Elngrltre auf Grund des 
§ 19); 

d) das Recht auf Eigentum (Art. 14 GG) durch 
Eingriffe auf Grund der §§ 12, 14 Abs. 1. 

(2) Die Einschränkungen nach Abs. l haben auch 
tnr Maßna.hmen der PolJzelbehörden zur Beseitl~ 
gung eines polizelllchen Notstandes(§ 27) Geltung. 
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Absdmitt IX 

Entschlidigungsansprüclle 

~ 65 

Haftungsgrund 

(U In den Fällen des § 27 kann, sofern die Enl­
~chädigungspflicht nicht in anderen gesetzlichen 
Vorschriften ge regelt ist, derjenige, gegen• den die 
polizeiliche Maßnahme getroffen ist, Entsc.-hädi.­
gung fiir den ihm durch die MaßnahmP entr:;tan­
den cn S chaden verlangen. Das gilt nicht, i;.oweit 
d ie Mllßm1hmf' zum Schutze seiner Person oder 
~eints Vermögens getroffen ist. 

<2) A b:.att: 1 finde t Anwenchmg auch in den Fäl­
le n des § 50 Abs. 1 Buchstabe cl und d) mit Aus­
nahme des Gtb ie les der Bergpolizei. 

§ 66 

En tsc hä<:l i gungspflichtiger 

Zu r Ent.-;d1ädigun.g ist der Kostenträg!'r ver­
pflichtet . in dessen Polizeibezirk die polizeiliche 
Maßnahme durchgeführt wordPn if't. 

$i 67 

Rückgriff 

In den Fällen des § 05 AIJs. 1 kann der zur Ent­
~chädigung Verpflichtete Ersatz seiner Aufwen­
dungen nach den Vorschriften des Bürgerli('hen 
G eset,.,bu c-hes über die Geschäftsführung ohne 
Auftr1:1g von dem gemiiB §§ 22 bis 25 Ver11ntwort­
lichen ver la n gen. 

;i 68 

R c•ch lsw e g 

Über Ani:p ri.iche auf Grund der !Hf 65 und 67 ent­
:-:<·he iden die 7.ivilg„rid1 te. 

Abschnitt X 

Örtliche Zu1<ötändig-kl"it 

§ 69 

Örtliche Zuständigkeit 
d e r Polizeibehörden 

(1) Die Zuständigkeit dt>r Polizeibehör~ien ist auf 
den Poliz.e1be?. irk besc.-hränkt. Örtlich ?.m:tiindig 
ist die P <>li7..eibehiirde, in del'en Bf>.zirk die poH­
zeil ich zu s chützenden lntt'ressen verletzt oder 
~dährdE't werden. 

(2) l!:l'fol'dl:"rt die F.rfül lung !>{llizPilicher Aufgaben 
:rnd1 poliz~iliche MaHnahmen in den angrenzen­
dl'n Po li,.,E'ibe7.irkcn , und ist die Mitwirkung rlt>r 
fü 1· diese M11 ßn ahmen zuständigen Polizeibehfüdt' 
n it'ht ohne e ine d en Erfolg des Ein~reifens be­
einträcht ige nde Ve rzöge rung zu erreichen, so i~t. 
die e ingreifende Polizeibehörde berechtigt, auch 
in den angrenzendE'n RE'zirken die notwendigen 
Maßnahmen ?.11 t reffen. Die zuständige Polizei­
behörde ist über die getroffenen Maßnahmen 
unverzügliC'h 7.11 11ntPrrichten. 

(3) Kann e ine poli7.€'ilil'h~ Angelegenheit in be­
nal'hbllrten Polizeibezirk:en zweckmäßi"' nur ein­
heitlich geregelt werden, so bestimmt die den be­
te iligten Pollzeibehördt>n gemrinsam vorgesf't:>:te 
Poli7.E>iaufsiC'ht~bt:>hiirde die zuständige Polizei­
behörde. 

Landtng Rh~in l :rnd-Pfalz 

Fassung rui.ch Beraiun~ im HauptausschuU 
am 1'7 .. 23. und 30. Novembl'r 1953 

Abschnitt IX 

Enb1.itidlgungsansprüehe 

§ i;;; 

H a i t u n g ~ g 1· u n d 

tlfl.N!riindert 

§ 66 

Ent~chädigungspfl i ch t iger 

Zur Ent!\Chädigung ist diejenige Körperschafi. 
verpflichtet, in deren Dienst der die schädigende 
Handlung anordnende Beamte steht. 

§ 67 

Rückgriff 

unverändert 

§ 68 

Rechtsw eg 

Für An.o:prüche auf Grund de1· !i!i 65 und 67 steht 
der orctf'ntllrhc Gt>ricltt11weg offen. 

Abs<~hnitt X 

Oriliche Zuständigkeit 

§ 69 

örtliche Zuständigkeit 
der Polizeibehörden 

unr:cri!.i tdc r L 
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§ 70 

Örtliche Zuständigkeit 
der Polizeivollzugs·beamten 

(l) Polizeivollzugsbeamte, die in einem fremden 
Pollzeibez!rk entweder in den Fällen des § 69 
Abs. 2 und 3 oder auf Anweisung der zuständi­
gen Pofüeiaufslchtsbehörde oder auf Ersuchen 
de1· d'ort zuständigen Polizeibehörde tätig wer­
den, haben die Befugnisse der in diesem Bezirk 
zuständigen Polizeivollzugsbeamten. 

(2.) Zur Verfolgung strafba1·er Handlungen auf 
frisu'l.er Tat, zur unnlittelbaren Verhütun.g ~ltaf ... 
barer Handlungen sowie z.ur Verfolgung und 
Wiederergreifung Entwichener können die Poli­
zeibeamten auch außerhalb des Poliz.eibezlrkes 
ihrer Polizeibehörde Amtshandlungen vorneh­
men. Dle zuständige Polizeibehfü·de ist über die 
getrn!fenen Maßnahmen unverzüglich zu unter­
richten. 

§ 71 

Zuständigke Lt von Polizeivollzugs­
beamten- ander·er Bundesländer 

und des Bundes 

(1) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen 
Bundeslandes oder des Bundes auf Anforderung 
der zuständigen Behörde oder im Falle des Ar­
tikels 91 Absatz l des Grundgesetzes im Lande 
Rheinland-Pfalz tätig, so steht der MangP.L der 
örtuchcm Zuständigkeit der Recht-m.äßigkeit ihrer 
Amtshandlungen nicht entgege'lt. 

(2) Das gleiche gilt, wenn Polizeivollzugsbeamte 
der örtlich zuständigen Polizeibehörde nicht odel· 
n icht rechtzeitig die notwendili!en Maßnahmen 
tre<f!en können -und Pollzeivolliugsbeamte eines 
angrenzenden Bundeslandes im Lande Rhein­
land-Pfalz tätig werden. 

Fassung nach Beratung Im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

§ 70' 

Örtliche Zuständigkeit 
der Polizeivollzugsbeamten 

unverändert 

§ 71 

Zuständigkeit von Polizc ivollzugs­
beamten anderer Bundesländer 

und des Bundes 

(1) Werden Polizeivollzugsbeamte eines anderen 
Bundeslandes oder des Bundes auf Anfordernng 
der zuständigen Behö!'de oder im Falle des Ar­
tikels in Abs. 1 des Grundgesetzes im Land 
Rheinland-Pfalz tätig, so sind sie filr ihre Amts­
handlungen örtlich zuständig. 

(2) 

unverändert 

(3) In den. Fällen der Absätze l und 2 haben die (3) 
Poliz.elvollzugsbeamten der anderen Bundeslän-
der und des Bundes die gleichen Befugnisse wie 
die des Landes Rheinland-Pfalz. D.ie von ihnen 
getroffenen Maßnahmen gelten als Maßnahmen 
derjenigen Polizeibehörde, in deren örtlichem 
und sachlichem Zuständigkeitsbereich die Be­
amten tätig geworden s.ind. 

Zweiter Teil 

Behörden der Gefahrenabwehr 

Abschnitt 1 

Träger der Polizeihoheit 

§ 72 

Allgemeines 

(1) Träger der Polizeihoheit ist das Land. 

(2) Alle Polizeibehörden handeln in Ausilbung 
staatlicher Gewalt. 

Abschnftt .II 
Dlc Pollzelbebfü·den 

§ 73 

Polizeibehörden 

(1) Ordentliche Polizeiibehörden sind: 
a ) die Bezirkspolfzerbehörden, 
b) die Kreispolizeibehörden, 
c) die Ortspolizeibehörden. 

unverändert 

zweiter Tell 

Organlsatlon der Polizei 

Abschnitt I 

Träcer der Polizeihoheit 

§ 72 

Allgemeines 

unveriindert 

Abschnit~ II 

Die Pollzefbehörden 

§ 73 
Polizeibehörden 

unverändert 
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(2J Sonderpolizeibehörden sind alle übrigen Poli­
zeibehiirden: sie bleiben in ihrer Organisation 
und besonderen Zuständigkeit unbe1·ührt. 

§ 74 

Gliederung der ordentlichen 
Polizeibehörden 

(1) Bezirk~polir.Pibehörden sind die Bezirksregie~ 
rungen. 

(2) Kreispolizeibehörden sind in Landkreisen die 
Landrilt8ämler, in kreisfreien Städten die staat­
lichPn Polizeiverwaltungen und, soweit ihnen 
polizeiliche Aufgaben übertragen sind, d-ie Ober­
bürgermeister. 

(3! Orlspolizeibuhö!'den sind 

uJ in kreisfreien S tädten die staatlichen Polizei­
verwaltungen und, soweit ihnen polizeiliche Auf­
.11.abcn übe1·tragen sind, die Oberbürgermeister, 
b) in kreisangehörigen Gemeinden, in denen ge­
mäß § 76 Absatz l staatliche Polizeiverwaltungen 
eingel'icht~t sind. diese u nd. soweit ihnen polizei-
1 khP Aufgaben übertragen sind. die Bürgermei­
s te r , 
e) im übrigen in den Regierungsbezirken mit 

Amtsverfa,;sung die Amts bürgermeistPr, In 
den Gem e inden. d ie einem Amt!? n icllf angl?­
hören, die Bfrrgermeister, i11 den andeum R i>­
Qie-ru11gsb+>zirkP•1 rti i> Bürgermei!lf('r. 

{4J nn.s Mh1i,st<>.rhtm des ln111?rn kann an Steife 
des (Ober-, Amts- J Bürgermeisters l'inen beson­
dere11 Poltzeiverwalter bestellen,. 

~ 75 

Zus t ä ndig kei tsr·egelung 

Das Ministerium des Innern regelt durch Rechts­
verordnung die Zuständigkeit der Polizeibehör­
d en. Sol(1,nge eine solche Regel1rng nicht getrof­
f1m i ~t. gil t i11 Gemeinden mit staatlicher Poh­
: ei1a?rWctlt11ng (!? 76) d ies!? al~ Pol• ~eibehörde . 

§ 76 

Staat l ic he P olize i v erwaltungen 

(l J In Gemeinden über 10000 Einwohnern w~r­
den ;;t;i~tli C'he Polizeiverwaltungen gebildet. Das 
Ministet·ium de,;: Innern kann auch in Gemeinden 
unter 10 000 Einwohnern nach Anhörung der 
Gemeindevertretung staatliche Polizeiverwaltun­
gen einrichten nc!el' mehrere Gen1einderi. zu. ei· 
riem Po li.!eibe: 1r1<: ! HS(lmmenfassen; dabei ist die 
sa<'hl-iche Zuständigkeit gegenüber den gemeir1d­
l iclwn Pnli;;:eibef1hrden atn:~i gren ?"en . 

l .aml I »!ol-Rht>in lan<i-Pf:ilz 

Fais1mn1t nadl Beratung im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. Novl'mbt'r H~ii;! 

unverändert 

!i 74 

Gliederun~ der ordentli c h e n 
PolizeibehördPn 

(l) Ortspolizeibehörden sind 
a) in kreisfreien Städten die i<tl'latlictwn Poll7.ri­

verwaltungen und, !'OW!'it ihrwn polizeilichu 
Aufgaben ütiE-1·tragen sind. die OberbUri;ier­
meistcr. 

b) in kreisangehörigen GemPind<>n , in denen ge­
mäß § 76 Ab;;atz l sta;itliche Pnli7.eiverwal­
tungen eingericht€t sind, diese und, soweit 
ihnen polizeiliche Aufgaben übertragen sind , 
die Bürgermeister, 

<.:) für die Gemeinden ' in den Regiernngsbezirken 
mit Amtsverfassung die Amts bürgermeis t<:>r, 
in den übrigen Gemeinden die Bi.irgerm~islt>r . 

( :>. Abs. J der Regienmgs1·cn lnge) 

(2) 

(3) Bezirkspolizeibehörden sind d ie Bez.irki;;regie­
rungen. 

($. Abs. 1 der Regierung~1'orrar;e) 

ent.fiill.t 

9 ·;5 

Zuständigkeitsregelung 

(0 Det' Minister des Innern regelt du1·ch Red1ts­
verordnung die Zuständigkeit der ordentlichen 
Polizeibehörden. 

('l) Fiir die Abgrenzung der Zuständigkeit :i:wl­
schen den staatlfohen Poli:i:eiv<'rwaltungen (§ 76> 
un<l den Gemeinden gilt die sidl aus der Anlage 
ergebende Rl.'1l'elung. Der Miniswr des InneTn 
kann nach Anhörung, d~ HauptauSllChus~es des 
Landtage~ durch Rechtsverordnung f'ine abwei­
chende Regelung vornl.'hmen oJer wei~t."re Auf­
gaben den ordl'ntliC'hl"n Polh:f'ih1•hörd1>n iihfr­
tragen. 

. § 76 

Stastlicht" Polizei v l'rw a ltu nge n 

In Gemeinden über 5000 Einwohn<'rn werdl' n 
staatliche P olizeiver waltungen gebildet . Der Mi­
nister des Innern knnn aueh für mehrere Ge­
meinden nach Anhörung der Gcmf'inrlf.>vertretun­
gen staa tl iche Polizeiverwaltungen einrichten. 
Für die zusa.mmengefaUten Gemeind<'n entfällt 
die Zahlung von Polh:elkostenzusct1üsst>n fiir Ge­
meinden untrr 5000 Elnwohnl'rn. 

-----------------·----------
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(2) Sofern ein sofortiges Einschreiten notwendig 
ist, sind die staatLichen und die gemeindlichen 
Polizeivotlzugsbeamten an die sachliche und ört­
liche Zuständigkeitsregelung nicht gebunden; sie 
dürfen fn allen Fälh>-n das Erforderliche anord­
nen und ausführen. Die zuständige Polizeibe­
hörde ist tmverzüalich zu benachrichtigen. 

§ 77 

Gliederung der Vol l zugspolizei 

Die Vollzugspolizei gliedert sich in OrdnunJ?.S­
polizei, Gendarmerie, Kriminalpolizei, Wasser­
schutzpolizl!i und ~reitscha!tspolizei. 

§ 78 

Stärke der Polizei 

Die Stärke und Verteilung der Polizei regelt sich 
nach ihren Au!gabcn. 

§ 79 
Stärke der Ordnungspolizei 

(1) Für die Aufstellung der Ordnungspolizei gel­
ten folgende Schlüsselzahlen: 

In den Gemeinden von 5000 bis ·10 000 Einwoh­
ncm ist auf je 1000 Einwohner, 
in Gemeinden von 10 000 bis 20 000 Einwohnern 
auf je 800 Einwohner, 
in Gemeinden von 20 000 bis 30 000 Einwohnern 
auf je 700 Einwohner, 
in Gemeinden von 30 000 bis 40 000 Einwohnern 
auf je 600 Einwohner, 
in Gemeinden von 40 000 bis 50 000 Einwohnern 
auf je 550 Einwohner, 
In Gemeinden von 50 000 bis 60 000 Einwohnern 
auf je 500 E·inwohner, 
tn Gemeinden von 60000 bis 100000 Einwohnern 
auf je 400 Einwohner 
und in Gemeinden mit über 100 000 Einwohnern 
au( je 380 Einwohner 

ein Vollzugsbeamter der Ordnungspolizei aufzu­
stellen. 

(2) Die Landesregierung kann 'beschiteßen, daß 
für Gemeinden, in denen aus besonderen Grün­
den, insbesonder~ wegen starker Industrie, we­
gen starken Durchgangsverkehrs oder wegen der 
Gr!.'nzniihe ein erhöhter Bedarf an Beamten des 
PoUzeivoHzuasdienstes besteht, die Schlüsselzahl 
für die Vollzugsbeamten der Ordnungspolizei 
aus der nächstfolgenden Gruppe des Abs. 1 zu 
entnehmen ist. 

§ 80 

Stärke der Gendarmerie 

( '' in den Landkreisen ist auf je 16:10 ll':inwohne1 
ein Vollzugsbeamter de1· Gendarmerie aufzu­
stellen. 

(2) Unter den Voraussetzungen des § 79 Abs. 2 
kann die Landesreaierung beschließen, daß von 
diesem Grundsatz insofern abgewichen wird, als 
in den betreffenden Landkreisen ein Gendarme­
riebeamter bereits bei 1350 Einwohnern aufge­
stellt werden kann. 

Fassung nach Beratung Im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

entfällt 

§ 77 

G 1 i e d e r u n g d e 1· V o 1 l z u g s p o l i z e i 

unverändert 

§ 78 

Stärke der Polizei 

unverändert 

§ 79 

Stärke der Ordnu n gspolizei 

(!) Für die Aufstellung de1· 01-dnungspolizei gel­
ten folgende Schiüsselzahlen: 

In den Pollzeibezlrken \'On 5000 bis 10 000 
Einwohnern ist auf je- 1000 Einwohnei-. 
in Polb:elbezlrken von 10 000 bis 20 000 Ein­
wohnern auf je 800 Einwohner, 
in Pollzefbezirken von 20 000 bis 30 000 E in­
wohnern auf je 700 Einwohner, 
in Polfzelbe:drken von 30 000 bis 40 000 Ein­
wohnern auf je 600 Einwohner, 
in Poll%el~zfrken von 40 -000 bis 50 000 Ein­
wohnern auf je 550 Einwohner, 
in Polizeibezirken von 50 000 bis 60 000 Ein­
wohnern au! je 500 Einwohner, 
in Polizeibezirken von 60 000 bis 100 000 Ein­
wohnern auf je 4-00 Einwohner, 
und in Polizeibezirken m it über 100 000 Ein­
wohnern auf je 380 Einwohner 

ein Vollzugsbeamter der Ordnungspolizei aufzu­
stellen. 

(2) Der Minister des Innern Ist berechtigt, einen 
fnnerpollzellichen Ausgleich vorzunehmen. 

§ 80 

Stä rk e der G endai·mer ie 

unverändert 

entfällt 

§ 81 

Bemessung der Sollstärke 

Für die Sollstärke der Polizei nach den §§ 79 und 
80 dieses Gesetzes ist der Bevölkerungsstand 
vom 31. Dezeµiber 1952 maßgebend. 

Xnderuncen der Sollstärke können mit Zustim­
mung des Hauptausschusses vom Ministerrat be­
schlossen werden. 

j• „ ..... „ '" 1, „:·. j' ••••• „1.„.„ .••.• • .1 l 1i1." ~ 1 1 ' ' 
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§ 81 

Ordnungspolizei 

O rdnungspolize i soll grundsätzlich nur in Ge­
meindt•n mit mehr als 5000 Einwohnern einge­
richtet werden. Das Ministerium des Innern kann 
in begründeten Fällen auf Anti-ag der Gemeinde 
.l\usn~hm.-n bewilligen. Die Mindeststärke der 
Ordnungspolizf'i beträgt vier Vollzugsbeamte. 

§ 82 

Ge m c in d 1 i c h e 0 r ri n ~1- n g s p o li z e i 
In Gemeinden von .SOVO bis 10 000 Einwohne-rn 
ka.nn ria.~ Mini~terium des Innern auf A n trag die 
Errich!u ng einer yemei'ldlichen Ordmmgspolizei 
gestatten. Es bestimmt über M indest- und 
Hijchststdrke sowie ihren Aufbau. 

* 83 
Lan d P <:k riminalamt 

Das Landeskriminalamt führt nach Weisungen 
des Ministerium~ des Innern die Aufäicht über 
die k r iminalpolizeiliche Tätigkeit der Polizei­
dienststellen de1; Landes und der GEme inden. E s 
kann die zur Durchführung seiner Aufgaben e1·­
fordel'lichen Weisungen erteilen und Richtlinien 
für die v0rbeugende Verbrechensbekämpfung so­
w ie die Verfolgung strafbarer Handlungen er­
lassf'n. Thm obliegt ferner die notwendige sach­
liche Zusa mmenarbeit mit den Landesk riminal­
ämtf>rn der übrigen Bundesländer und mit dem 
B undeskriminalamt . 

§ 84 
Weiter ~ Au fg a b e n d es Land es ­

krim i nala mtes 

Das Landeskriminalamt hat 
a ) alle Nachrichten und Untedagen für die Ver­

brechensbekämpfung und die Verfolgung 
strnfbarer Handlungen zu sammeln und aus­
zuwer ten sowie eine Kdminalstatistlk zu 
führen. 

b) die Polizeidif'llststellen über Ergebni!ISe der 
Auswertung vo n Nachrichten und über Zu­
~ammenhänge strafbarer Handlungen zu 
unterrichten und die Bevölkerung über Mit­
t<>l und Maßnahmen zum Schutze gegen das 
Verbrechertum aufzuklären, 

<') nachrichlen- und erkennungsdienstliche sowie 
kriminaltechnische Einrichtungen zu unter­
halten und ein Landeskriminalblatt herauszu­
geben. 

§ 85 

Sachliche Zus t än digkeit des 
Landeskriminalamtes 

(1) Das Landeskriminalamt verfolgt den unge­
setzlichen Rauschgifthandel und die Falschgeld­
herstellung. 
(2) Das Landeskriminalamt kann die Verfolgung 
eines Ve1·brechens oder Vergehens tibel'nehmen, 
wenn 
a) :wr Aufnahme und Sicherung des Ta tbestan­

des die Verwendung besonderer technischer 
Hilfsmittel erforderlich ist, 

b) d ie Ausführung weilausgreHender Fahndungs­
maßnahmen in Frage kommt, ins besondere 
zusammenhänge mit Straftaten, die in Be­
zirken verschieden er Polizeidienststellen ver­
übt wurden, erkennbar sind, und deshalb die 
zusammengefaßte Verfolgung notwendig er­
schein t. 

La;1dtag tthci.nland-Pfalz 

Fasimng nach Beratun~ im Hauptauss~huß 
am 17„ 23. und 30. November 1953 

§82 

Oi· dnungsp o li ze i 

u n l ' ('TITTI ckrt 

entfällt 

§ 83 
Landeskrimin ala mt 

Das. Landeskriminalamt führt nach Weisungen 
des Ministeriums des Innern die fachliche Auf­
sicht über die kriminalpolizeiliche. Tätigkeit der 
Polizeidienststellen des Lande:s und der Gemein­
den. · Es kann die zur Durchführung seine1· Au[­
gaben erforderlichen Weisw1gcn ~t1.eilen und 
Richtlinien für die vorbeuge nde Vcrbrcchcrn;bli!­
kämpfung sowie die Verfolgung strafbarer 
Handlungen el'lassen. Ihm obliegt ferner die not­
wendige sachliche Zusammenarbeit mit den L<m­
deskrimin.alämtern der übrigen Bundeslände1· 
und mit dem Bundeskriminalamt. 

§ 84 

W eitere Aufgabe n d es L andes ­
krimin a l a mt es 

ttnt'eTändert 

§ 85 

Sachliebe Zuständ igkei t des 
L a n d e s k 1· i m i n a 1 a m t e s 

tmv eriindeTt 
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c) es sich um Straftaten auf besonderen Gebie­
ten handelt, zu deren Bearbeitung die Kennt­
nis und Verwertung von Nachrichten, die in 
den Sammlungen des Landeskriminalamtes 
enthalten sind oder besondere Erfahrungen 
und Kenntnisse erforderlich sind, 

d) eine Polizeidienststelle darum nachsucht. 

(3) Das Landeskriminalamt kann im Falle des 
Absatzes 1 die Verfolgung einzelner Straftaten 
anderen Krim inalpollzeidienststellcn ü bertragen. 

§ 86 
Zusammenarbeit des Landes ­
krim i nalamtes mit anderen 

Polizeidienststellen 

Die Polb:eid!enstsiellen des Lllndes sind zur engen 
Zusammenar beit mit dem Landeskriminalamt 
verpflichtet. Sie übermitteln ihm alle zur Erfül­
lung seiner Aufgaben erforderlichen Nachrichten 
und Unterlagen, insbesondere setzen sie das 
Landeskriminalamt unverzüglich von allen Fäl­
len in Kenntnis, In denen es zur Verfolgung zu­
ständig ist oder die Verfolgung übernehmen 
kann (§ 85). 

§ 87 

Ö r tlicher Zus t ändig k eitsbereich 
des Landeskrim i nalamtes 

Beamte des Landeskriminalamtes können im 
Rahmen der §§ 84 und 85 im ganzen Landesge­
biet Amtshandlunaen vornehmen. Sie sollen zu 
ihren Ermittlungen Beamte der örtlich zustän­
d lgen Polizeidienststellen hinzuziehen. 

§ 88 
Stellung des Landeskl'iminalamtes 

zur Staatsanwaltschaft 

(1) Das Recht der Staatsanwaltschaft, die Er­
mlttluneen zu leiten und ihren Hil!sbeamten 
Weisungen zu erteilen, bleibt unberührt. 

(2) Die Staatsanwaltschaft kann insbesondere das 
Lande:;krim.inalamt ers.uchen, die Verfolgung 
einzelner Straftaten zu übe1·nehmen oder an 
andere Polizeidienststellen abzugeben. 

t 89 

Kriminalpolizeidi e nststellen 
der Ortspolizeibehörden. 

Bei den Ortspolizeibehörden werden nach Bedarf 
K!'lminalpolizeidien.ststellen eingerichtet. 

§ 90 

Wasserschutzpolizei 
Die Wasserschutzpolizei hat nach näherer Rege­
lung des Ministeriums des Innern die polizei­
lichen Vollzugsaufgaben auf den ..schiffbaren 
Wuserstraßen, deren Ufern, Anlagen µnd Häfen 
sowie auf Schiffen und schwimmenden Anlagen 
durchzuführen. 

§ 91 

Bereitschaftspolizei 

(1) Aufgabe der Bereitschaftspolizei ist die Aus­
bildung des Nachwuchses der Polizei. des Lan­
des, soweit hlertilr nicht besondere Einrichtun­
gen, insbesondere Polizeischulen, vorgesehen 
sind; sie dient weiter dei· Unterstützuna der 
Vollzugspolizei, wenn die Erfüllung der dieser 
gesetzlich obliegenden Aufgaben den Einsatz 
verstärkter Krärte notwendig macht. 

. ' ' '' \ • ~ ' li '. " ' 
,, 

Fassung nach Beratung im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

unverändert 

§ 86 
Zusammenarbeit des Landes­
kriminalamtes mit and e ren 

Poiize id iens ts te lle n 

unverändert 

§ 87 

Örtli.cher Zuständigkeitsbe r eich 
des Landeskriminalamtes 

unverändert 

§ 88 

Stellung des Landeskriminalamtes 
zur Staatsanwaltscha!t 

unverändert 

§ 811 

Dienststellen der KrlminalpoUzel 
bei den OrlspolizdbeMrden 

Bei den Ortspolizeibehörden werden nach Bedarf 
Dienststellen der Krlmina.Jpollzef eingerichtet. 

§ 90 

Wasserschutzpolizei 

unverändert 

§ 91 
Bere i tsc ha f tsp o l i z e i 

unt]erändert 
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(2) Die Verwendung der Bereitschaftspolizei 
:rnllPrhiilh des Landes Rheinland-Pfalz regelt 
sich nach Artikel 91 des Grundgesetzes sowie 
m1C'h den mit dem Bund und den Ländern ge­
troffenen Vereinbarungen. 

§ 92 
Polizeischulen 

Zur faehlichen Ausbildung der Polizeibeamten in 
a llen Aufgaben des Polizeidi.enstes sind Schulen 
cinzurich1.+'n. Die Einrichtung der Schulen soll im 
Zusammenwirken mit dem Bund und den Län­
dern erfolgen, wenn die Art der Ausbildung oder 
die Zahl der i.n Betracht kommenden Beamten 
die Au5hildung in landeseigenen Schulen un­
;-.wcckmäßig erscheinen läßt. 

Abschnitt III 

Die Polizelaufslmtsbehörden 

§ 93 
Aufsichtsbehörden 

Die Aufskhlsb ehördcn über die ordentlichen 
P olizeibehiirden sind: 
a) für die Bezirkspolizeibehörden das Ministe­

rium des Innern, 
bl für die Kreispolizeibehörden die Bczirksregie­

nmgen und das M inisterium des Innern, 
c) für die Ortspolizeibehörden die Landratsämter, 

die Bezirksregierungen und das Ministerium 
des Innern. 

§ 94 
Dem Ministerium des lnnel'n 
unmittelbar unterstehende 

Polizeieinrichtungen 
Das Lande:;kriminalamt, die Polizeischulen, die 
Bereitsdlaftspolizei und die Wasserschutzpolizei 
unter,;tehen unmittelbar dem Ministerium des 
Innern. 

§ 95 
Weisung s recht 

Die Aufsicht~behürden können innerhalb ihret• 
Zus tändigkeit den ihret· Aufsicht unterstellten 
Polizeibehörden Anweisungen erteilen. Die Poli­
zeibehörden haben diesen Anweisungen Folge 
zu lei~ten. 

Landtag Rheint-'lnd-Pfalz 

l"assung nach Beratung im Hauptausschuß 
am l'l'., 23. und 30. November 1953 

unve1'ändert 

§ 92 
Puli.:.:.ei:schu l en 

Abschnitt III 

Die Pollzeiaufslcl1tsbehörden 

§ 93. 

Aufsichtsbehörden 
Die Aufsichtsbehörden ilbet· die ordentlichen 
Polizeibehörden sind: 
a) für die Ortspolizeibehörden die Landratsäm­

ter, die Bezirksregierungen und das Ministe­
rium des Innet·n, 

b) für die Kreispolizeibehörden die Ber,irksregie­
rungen und das Minis terium des Innern, 

c) für die Bezirkspolizeibehörden das Ministe­
rium des Inne1·n. 

§ 94 
Dem Ministerium des Innern 
unmittelbar unterstehende 

F ol iz;e ieinl'i eh t ungen 

unverändert 

§ 95 
Wei:sung s r e cht 

unverändert 

§06 
Unterrtebtuogspfllcht gegenüber 

Organen der Selbstverwaltung 

Die Leiter stal\tllcher Polizeiverwaltungen sind 
verpflichtet, die Oberbürgermeister, Amtsbiirger­
melstcr bzw. Bürgermeister über Vorkommnisse 
innerhalb des Gemeindebezirks zu unterrichten, 
welche die beiderseitigen Zuständigkeiten be­
rühren oder deren Kenntnis für die Organe der 
Selb~tverwa.ltung im Hinblick auf die Bedeu­
tung, dlc Art oder den Umfang der Sache oder 
aus 11om;tigen Gründen von dienstlichem Inter­
esse sein kann. 
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§ 96 

Bestätigungszwang 

(1) Polizeibeamte, die nicht unmittelbare Staats­
beamte sind, bedürfen der Bestätigung durch 
die Bezirkspolizeibehörde. 

(2) Personen, die hil!sweise mit der Wahrneh­
mung polizeilicher Au!lgaben betraut werden, be­
dürfen der Bestätigung durd\ die unmittelbar 
vorgesetzte Polizeiaufsichtsbehörde (§ 93). 

§ 97 

Gemeindliche Vollzugsbeamte 

Die Gemeinden können für Aufgaben des Feld­
und Forstschutzes, des Schutzes der Jugend in 
der Öffentlichkeit und andere, besonders auf das 
Gemeindegebiet beschränkte Aufgaben Vollzugs­
beamte bestellen. Die Bestellung und Zuteilung 
der Aufgaben bedarf der ZustLmmung der Poli­
zelaufslchtsbehörde (§ 93). Diese kann den ge­
meindlichen Vollzugsbeamten unter Vorbehalt 
des Widerrufs einzelne den Beamten des Poli­
zeivollzugsdienstes nach diesem Gesetz zu­
stehende Befugnisse übertragen. 

§ 98 

Beschränkte Kompetenz-
verschiebung 

(1) Die Bezirks- und Kreispollzeibehörden kön­
nen bei Gefahr Im Verzuge die Befugnisse der 
nachgeordneten Polizeibehörden ausüben. 

(2} Die nachgeordneten Polizeibehörden bei Ge­
fahr im Verzuge die Befugnisse der vorgesetzten 
Polizeibehörden ausüben mit Ausnahme der Be­
fugnisse zum Erlaß von Polizeiverordnungen. 

(1) 

'' 

Fassung nach Beratung im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. November 1953 

§ 91 

Bestätigungszwang 

unverändert 

§98 

Gemeindliche Vollzugsbeamte 

unverändert 

§99 

Besch ränkte Kompetenz­
verschiebung 

unverändert 

(2) D ie nachgeordneten Polizeibehörden können 
bei Gefahr im Verzuge die Befugnisse der vor­
gesetzten Polizeibehörden ausüben mit Aus­
nahme der Befugnisse zum Erlaß von Polizei­
verordnungen. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist die an (3) 
slch zuständige Polizeibehörde unverzüglich über 
die getroffene Maßnahme zu unterrichten. . 

unverändert 

§ 99 

Zusammenfassung staatlicher und 
gemeindlicher Polizei 

Das Ministerium des Innern kann den Gemein­
den mit eigener Polizei staatliche Polizeibeamte 
zur Unterstützung bei der Wahrnehmung polizei­
licher Au!gaben zuteilen. Es kann ferner, wenn 
und solange die öffentliche Sicherheit oder Ord­
nung es erfordern, staatliche und gemeindliche 
Polizeikräfte zu gemeinsamem Einsatz zusam­
menfassen und ihre Leitung einem von ihm be­
stimmten Beamten übertragen. Bei Gefahr lm 
Verzuge steht diese Befugnis auch der Bezirks­
polizeibehörde zu. 

, · ~ •• , ;, : . J. „• 1 • 1 ••• •• 4 •• "•,,, 1 •• „ ... ' „„. " ' : 1. ·.1„ . 

§ 100 

Vollzugshilfe 

(1) Die Beamten des Polizelvolhugsdlenstes lei­
sten In Angelegenheiten, dle auf Grund des § 75 
Abs. Z zur Zuständigkeit der Gemelndepollzel 
gehören, dieser bei Durchführung Ihrer Auf­
gaben Vollzugsbllfe, sofern sie· nicht über eigene 
Vollzugsorgane verfilgt oder ihre Maßnahmen 
nicht selbst durchsetzen kann. Sie sind in diesen 
Fllllen lediglich für die Art und Welse der 
DurC'hführung der Vollzugshilfe verantwortlich. 

(Z) Der Minister des Innern erläßt Richtllqlen 
Ober Umfang und Art der Vollzugshilfe, 

2373 
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Dritter Teil 

Uber1tan1ts- und ScftlußbP~timmungen 

~ 100 

Übergang~- und SchiulS-
bestimmungen 

(!) D1c~el': Gesetz tritt am. , , ... 1953 in Kraft. 

(2) Mit <iieSt>m Zeitpunkte werden alle entgegen­
stehenden Rechtsvorschriften sowie idle Rechts­
vorschriften gleichen Inhalts für das Land 
Rheinla nd- Pfalz aufgehoben. Es treten insbeson­
dere a u ßer Kraft : 
a) das Preußische Polizeiverwaltungsgesetz vom 
1. Juli 1931 (GS. S. 77), 
b) Artike l 129a bis c ~es Hessischen Gesetzes, die 

Städteordnung betreffend, vom B. Juli 1911 
(Hess. Reg.BI. S. 367), 

c) Artikel 63 bis 66 des Hessischen Gesetzes , 
betr. die innere Verwaltung und die Vertre­
tung dei· Kre ise und der Provinzen vom 12. 
Juni 1874 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Juli 1911 (Hess. Reg.Bl. S. 324), 

d) Artikel 1 bis 22 und 44a des Polizeistra!gesetz­
bu<:hes fü r das Königreich Bayern vom 26. De­
zember 1871 (GB!. 1!171/1872 S. 9}, 

e) Artikel 102 des Bayerischen Gesetzes zur Aus­
fühl'ung dei· ReidJ.Sstra(prozeßordnung vom 
18. Aup;ust 1879 (GVBl. S. 781), 

f) die Landesverordnung über die Verstaatlichung 
und den Aufbau der Polizei vom 14. Mai 1947 
(VOBJ. S . 142). 

!i 101 

Erwe i terter Geltungsbereich 
d es Ges et ze s 

(1) An die Stelle der nach § 100 aufgehobenen 
Vorschriften treten die entsprer.henden Vor­
schriften dieses Gesetzes. Polizeiverordnungen 
und Polize iverfügungen, die auf Grund aufge­
hobenen Rechtes e rlassen worden waren, gelten 
als auf Grund dieses Gesetzes erlasiien, i;owelt es 
e ine entsprechende Ermächtigung enthält. 

(2) Die in Polizl:'iverordnungen im Sinne des 
Bn;ten Teiles des Abschnittes III dieses Gesetzel' 
;.iuf Grund früheren Landesrechtes enthaltenen 
Straf- oder Zwangsgeldandrohtmgen werden un­
beschadet der Bestimmung ~es § 41 dieses Ge­
se tzes au fgehoben. Statt des~en erhalten die 
Polizt>ivernrdnu ngen folgenden Zusatz: 

.,Für jeden F a ll der Zuwiderhandlung gegen 
diese Polizei.verordnung wird hiermit. soweit 
die Zuwiderhandlung nicht n11ch RundE"S- odPr 
Lcindesrecht mit Strafe bedroht ist, die Fest­
setzung einer Geldbuße n ach den B1>stimmun­
gen d<!s Gesetzes über Ordnungswi<lrigkeiten 
vom 2!'i. Mä rz 1952 (BGB!. 1 S . 177) in der in 
§ 39 Absatz 1 des Polizeiver waltungsgesetzes 
vom .......... CGVBI. S . . . ... ) vorge~henen 
Höhe angedroht." 

§ 102 

Auße r krafttreten überalterter 
Poli zeiverord nungen 

P olizeiverordnungen, die be reit!' 2Q Jahre in 
G eltung sind, treten spätestens fünf Jahre nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. 
Soweit sie nal'h bishe l'igem Recht zu einem frü­
h eren Zeitpunkt außer Kraft treten, behält es 
hi l?rhei sein Bewe nden. 

Landta~ Rheinland-Pfalz 

Fassun~ nach Beratung im Hauptaus!l<'huß 
am 17., 2:l. und 30. Novemher t9l'i3 

Drittn Teil 

tJbergangs- und Schlußbestlmmungen 

§ 101 

ÜbP-rgangs~ und SchlHß­
bestimmungen 

tnn>l!'ro11 derr 

(2) Mit diesem Zeitpunkte we1·den Hilf' entge~en­
ste henden Rechtsvnrschrift<:'n snwit> i:1lle ReC'hts ­
vorr::chriftC>n gleict\('n Inhalts für das Land 
Rheinland~Pfalz aufg~hob~~n. E~ tr~te-n ins beson­
dere außer K1•a!t: 
a) du Preußische Polizeiverwa ltungsgesetz vom 

1. Juni 1931 (GS. S . 77), 
b) Artikel 129a bi:. c des HessisC'hen Gesetzes, die 

Städteordnung bE>treffE>nd , vom 8. Juli 1911 
!Hess. Reg.BI. S . 367), 

c) Artikel 63 bis 66 des Hessischen G€'setzes, 
betr. die innere Verwaltung und die Vertre­
tung der Kreise und der Provinzen vom 12. 
Juni 1874 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Juli 1911 (Her::s. Reg.BI. S. 324), 

d} Artikel I bis 22 und 44a des Polizeis trargeset7.­
buches für das König1·ekh Bayern vom 26. De ­
zembe-r 1871 (GRl. 187\/1872 S. 9), 

e) Artikel 102 des Bayerischen Gesetzt>s rnr Aus­
filhrunR der Reichsstrafprozeßordnung vom 
18. August 1879 (GVBI. S. 781). 

f) die Lande~verordnung llber diPVPrstaa tllchung 
\lnd den Aufbmt der Pofü:ei vom 14. Mai 1947 
(VOBl. S. 142). 

§ 102 

E r w e i t e 1· t e 1· G e 1 t u n g s b e r e i c h 
des Gesetzes 

ioweriindert 

§ 103 

Auf1erkr::iftt.r1>tl"n Uber11lterter 
Polizeiverordnungen 

u n ve rändert 
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Becierungsvorlace 
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§ 103 

Er·mäcllt i gung zum Erlaß von 
Rechts- und Verwaltungs­

vorschriften 

Die zur Durchführuni dieses Gesetzes erforder­
' liehen Rechts- und Verwaltungsvorschriften er­

läßt das Ministerium des Innern. 

M a i n z, den .. : . . ..... 1953 

'' 
Der, Ministerpräsident 

·"" .. 

•. ~ . .• ·,. 1 • 1 

Fassung nach Beratung fm Hauptaussdtuß 
am 17„ 23. und 30. November 1953 

§ 104 

Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechts- und Verwaltungs­

vorschriften 

unverändert 

M a·i nz, den ........ 1954 

Der Mlnisterpt'äsid ent 

Anlage2um§75 

des Pollzelverwaltungst'esetzes 

A. 

In Gemeinden mit staatilcher Polizeiverwaltung 
bt dle Gemeindepolizei zustindig fllr die Aus­
ftbuog 

1. der Baupolizei, 

Z. des Brandschutzes, 
S. des llrtllc:ben -zivilen Bu·ölkeruncsschutzes, 
4. der M.arktpolisel, 
5. der Gewerbepolizei, soweit sie sieb aus de r 

Gewerbeordnung und ihren Neben,cesetzen 
e.rirlbt, mit Ausnahme der §§ H und 15 des 

· Gaststlttengesetzes und der auf deren Grund­
lace erlassenen Polizeiverordnungen und der 
Vorschriften über die Abha.ltung von Tanz­
Iustbarkelten, 

6. der Wegepolizei, 
7. der Verkehrspolizei mit Ausnahme der in 

Abschnitt B Ziffer 5 bezeichneten Sachgebiete, 
8. der Gesundheltspolbei, 
9. der Veierinärpoiizei und der Tierkö-rper­

beseitlgun.g, 
10. der Lebensmlttelpollzei elnschlleßllch des 

Vollzugs des Weingesetzes, 
11. der Scbla.chtvleh- und Fleischbeschau, 
12. der Feld- und Forstpollzel, 
13. der Jagdpolizei und des Flscbereiwesens, 

H. des Na.turschutzes, 
15. des Pflanzenschutzes 
16. der Prclsllberwachuna- bei Mleten und 

Grundstückspreisen, 
17. der Beklmpfun.g der Obda.chloslgkelt, 
18. der Amtshilfe In Scbulangelegcnheften, 
19. des Frledhofwesens und der Feuerbestattung, 

20. der Wasserpolizei. 

~ • • 1 
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Landt::ig Rheinland-Pfalz 
-·-· ··-------·-----

Fassung nadt Beratung Im Hauptausschuß 
am 17., 23. und 30. No\•cmber 1953 

B. 

Für alle übrigen polizeill<'hen Aurgaben s ind die 
staatlldten Pollzelve-rwaltungen zus t.ändlg, sow eit 
nicht Sonderpolizeibehörden bestimmt sind. Die~ 
Aufgaben sind Insbesondere: 

l . das Pa.ß- und Sichhrermerkwesen. die Aus­
länderpolizei, die Ausstellung von P ersonal­
ausweisen und polizeilichen Führungueug­
nlssen, 

2. das pollzcilfche Meldewesen, 
3. der ttberörtlldte zivile Bevölkerungsschutz, 
4. d ie Ang~legenheUe!! des ArbcH-ssctrn tz~ Ins­

besondere aus den §§ 105b und 139g der Ge­
werbeordnung sowie a.us der Arbe itsze it­
ordnung, 

5. die gewerblichen Unfalluntersu<'hunge n , 
6. 11.uf dem Gebiete der Verkehrspolizei die Be ­

s timmung der Anbringung von \'erkehrszQ.i­
cben und -elnrichtungen (§ 3 StVO), die An­
ordnung von Verkehrsbeschränkungen (§ 4 
StVO), die Erlaubnis für Veranstaltungen 
auf öffentlichen Straßen (§ 5 StVO) und die 
Maßnahmen zur H ebung der Verkehrsdis'Zi­
plln - Verkehrsunterricht - (§ 6 StVO), 

7. die Maß- und Gewirhtspolizei , 
8. das Glücksspielwesen, die Lotterie n und 

Ausspielungen, 
9. die Fundangelegenheiten, 

10. der Besitz und das Führen von Waffen, 
11. der VerkebJ: mit Sprengstoffen, 
lZ. das Versammlungswesen, 
13. die P rcl.s übe1'W!l.t>hung, mit Au11n-.hme der In 

Absdtnlt& A Ziffer 16 beze ichneten 
Sachgebiete, 


